
Ukraine-Krise: Kommt der dritte
Weltkrieg?  4  Fragen  und  4
Antworten
Egal  ob  wir  gerade  die  Zeitung  aufschlagen,  durch  unseren  News-Feed
scrollen oder den Fernseher anmachen: Überall reden sie von den russischen
Weltherrschaftsplänen, dem verrückten Diktator Putin und der russischen
Aggression. Interessant ist dabei auch, dass es kaum eine Rolle spielt, welche
politische Couleur das jeweilige Medium hat. Ob FAZ, Bild oder taz, alle sind
sie sich einig: Der Westen muss Russland mal zeigen was ne Hake ist. Die
nicht überhörbaren Schreie nach Krieg sind dabei sogar lauter als aus den
Reihen  der  Bundesregierung,  die  sich  im  Vergleich  zu  den  USA  eher
gemäßigt  gibt.  Wo  wir  uns  einig  sind:  Die  Gefahr  eines  militärischen
Großkonfliktes mitten in Europa ist real! Wo wir anderer Meinung sind ist
jedoch, wie es dazu kommt und was wir dagegen machen können…

Worum geht es in dem Konflikt um die Ukraine?1.

Im Kern dreht sich der Konflikt zwischen den USA und der EU auf der einen
und Russland auf der anderen Seite darum, ob die Ukraine in das westliche
Militärbündnis NATO aufgenommen wird. Die NATO wurde kurz nach dem
Ende des Zweiten Weltkrieges als westlich-kapitalistische Militärallianz unter
Führung der USA gegen die Sowjetunion gegründet. Auch wenn von den
Sowjets im heutigen Russland nichts mehr übrig geblieben ist,  bleibt die
NATO weiterhin ein gegen Russland gerichtetes Militärbündnis. Nach dem
Zerfall der Sowjetunion ging das Game los, welches nationale Kapital, ob aus
den USA, Deutschland, Frankreich oder Russland am meisten Einfluss in den
ehemaligen  Ostblockstaaten  gewinnt.  Die  Integration  in  wirtschaftliche,
politische oder militärische Bündnisse, ob NATO, EU oder OVKS stellt dabei
nach wie vor ein wichtiges Mittel dar, um den eigenen Einfluss zu sichern.
Und genau deshalb will Putin auf jeden Fall verhindern, dass die Ukraine, die
jahrhundertelang  unter  russischem  Einfluss  stand,  in  das  antirussische
Bündnis  direkt  an  der  russischen Landesgrenze  aufgenommen wird.  Das
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würde  zum  Beispiel  bedeuten,  dass  NATO-Truppen  und  Waffen  an  der
Grenze  von  Russland stationiert  werden könnten.  Dass  Staaten  auf  eine
derartige Bedrohung noch nie freundlich reagiert haben, kann man sehen,
wenn man sich  daran  erinnert,  dass  die  USA mal  fast  einen  Atomkrieg
ausgelöst  hätte,  weil  die  Sowjetunion  Raketenbasen  in  Kuba  einrichten
wollte.

Dabei startete die erste heiße Phase des Kampfes um die Ukraine damit, dass
sich  der  damalige  ukrainische  Präsident  Janukowitsch  im  Zeichen  einer
wirtschaftlichen  Krise  dafür  entschied,  sich  wirtschaftlich  stärker  an
Russland  auszurichten.  Die  USA und die  EU begannen daraufhin  in  die
Ukraine zu intervenieren, indem sie eine auf Rechtsextremist_innen und pro-
westliche NGOs gestützte Protestbewegung finanzierten, die sich aufgrund
der  Wirtschaftskrise  schnell  zur  Massenbewegung  entwickelte  und  die
Regierung Janukowitsch zu Fall brachte. Die neue Regierung begann schnell
Verträge mit der EU abzuschließen, landwirtschaftliche Flächen an westliche
Agrarkonzerne  zu  verkaufen,  linke  und  pro-russische  Kräfte  brutal  zu
unterdrücken  und  zu  versuchen  ihre  Machtansprüche  auch  im  ethnisch
russischen Osten der Ukraine durchzusetzen. Unterstützt von Putin regte
sich Widerstand im Osten des Landes, welcher zur russischen Annexion der
Halbinsel  Krim  und  zur  Gründung  der  sogenannten  Donbass-Republiken
führte.

Die aktuelle Zuspitzung der Lage an der russisch-ukrainischen Grenze lässt
sich auf diesen Konflikt zurückführen. So begannen die NATO-Staaten in
letzter  Zeit  wieder  vermehrt  mit  Truppenübungen  in  den  östlichen
Mitgliedstaaten  wie  Lettland.  Darauf  reagierte  auch  Russland  mit
Verlagerungen seiner Streitkräfte nach Westen und Truppenübungen u.a. auf
der Krim. Dieses Säbelrasseln schaukelt sich in den letzten Wochen nach und
nach hoch und führte zu dieser brenzligen Situation jetzt, in der sich die
NATO  und  Russland  abwechselnd  vorwerfen  in  den  nächsten  Tagen
angreifen  zu  wollen.

Russland forderte von den USA und der EU Sicherheitsgarantien, also eine
Zusicherung, dass die Ukraine nicht Teil der NATO wird. Das lehnen USA
und EU jedoch kategorisch ab. Stattdessen haben sie Russland aber auch



kein anderes Angebot gemacht, mit dem Putin irgendwie sein Gesicht wahren
könnte.  Da  Putin  innenpolitisch  unter  Druck  steht,  muss  er  irgendeinen
Erfolg vorweisen, um sich weiterhin auf dem Thron halten zu können. Und
genau das weiß die NATO auch und macht deshalb keine Angebote. Putin
bleibt deshalb nichts anderes übrig, als immer mehr zu drohen, zuletzt sogar
mit Atomwaffen! Genau weil es durch die innenpolitischen Spannungen in
Russland und die Blockadehaltung des Westens für Putin keinen Exit aus
dem Konflikt gibt, ist die Situation so gefährlich. Würde Russland tatsächlich
in die Ukraine einmarschieren, wäre das für die USA und die EU nur von
Vorteil.  Warum? Weil sich das wirtschaftlich schwache Russland eh nicht
leisten kann, die Ukraine dauerhaft zu besetzen und weil danach für lange
lange  Zeit  keine  pro-russische  Regierung  mehr  in  der  Ukraine  gewählt
werden würde.

2. Ist Russland also das eigentliche Opfer?

Bei all dem könnte man jetzt auf die Idee kommen, dass Russland hier das
eigentliche Opfer ist. Und sicher, Putin hat auch deutlich mehr zu verlieren
als die westlichen Regierungen. Es ist klar eine aggressive Ausweitung der
NATO und westlichen Einflusssphäre, aber was Russland hier verteidigt ist
auch nichts anderes als die eigenen imperialistischen Interessen. Nicht das
Leben oder die Rechte der russischen Arbeiter_Innen in der Ukraine wird
hier verteidigt, wie Putin es oft für sich in Anspruch nimmt, sondern die
Position  Russlands  auf  der  Weltkarte  und  die  Möglichkeit  für  russische
Oligarch_Innen (anstelle der westlichen) die Ukraine und andere vorherige
Ostblockstaaten auszubeuten.

Anders als es verschiedene stalinistische Gruppen wie die SDAJ oder die DKP
behaupten, ist der russische Imperialismus in unseren Augen kein bisschen
besser als der deutsche oder der US-amerikanische Imperialismus. Russland
unterstützt die Neue Rechte finanziell in Europa und unterdrückt die Linke,
LGBTIA  oder  ethnische  Minderheiten  im  eigenen  Land  mit  massiver
Repression.  Im  Kampf  um  die  Einflusssphären  auf  der  Welt  steht  der
russische  Imperialismus  neben  China,  den  USA  und  der  EU  jedoch  am
schlechtesten  da.  Da  Russland  wirtschaftlich  schon  lange  nicht  mehr
mithalten kann, probiert es jetzt seinen schwindenden Einfluss militärisch



wieder gut zu machen. Das sieht man auch daran, dass es immer aggressiver
gegen Proteste in verbündeten Staaten wie Belarus oder zuletzt Kasachstan
vorgegangen ist. Für uns heißt gegen den Krieg in der Ukraine zu sein also
nicht an der Seite Russlands zu stehen, sondern vor allem die Kriegspläne
unser eigenen Regierung zu entlarven und dagegen zu anzukämpfen!

3. Aber was will das deutsche Kapital denn eigentlich?

Das deutsche Kapital und somit auch die bürgerlichen Parteien Deutschlands
sind  bei  der  Frage  nach  dem  Umgang  mit  diesem  Konflikt  deutlich
gespaltener als es zum Beispiel in den USA der Fall ist. Das liegt vorrangig
daran, dass deutsche Unternehmen viel in Russland investiert haben und
fürchten, dass sie ihre Profite im Falle einer militärischen Konfrontation mit
Putin verlieren könnten. Obwohl sich die Ampel-Koalition klar an der Seite
der USA und der pro-westlichen ukrainischen Regierung positioniert, haben
sie Waffenlieferungen an die Ukraine (obwohl das hier fast alle Zeitungen
gefordert haben) klar abgelehnt. Von Wirtschaftssanktionen war zwar die
Rede,  allerdings  sollte  die  russische  Gaspipeline  Nordstream2  dabei
interessanterweise  nicht  angetastet  werden.  Hinzu  kommt,  dass  die
Energiepreise gerade steigen und Deutschland zunehmend abhängig wird,
von  den  vergleichsweise  günstigen  Gasimporten  aus  Russland.  Einige
Industriesektoren  würden  unter  einem  Wegfallen  dieses  Erdgases  sehr
leiden, während sich für andere eine Aufschließung ukrainischer Ressourcen
(besonders der großen und fruchtbaren landwirtschaftlichen Flächen) und
Arbeitskräfte für den europäischen Markt sehr lohnen würde. So gespalten
wie also die deutsche Wirtschaft in der Frage ist, sind es auch die Parteien.
Dabei  tuen  sich  die  Grünen  als  ehemalige  Friedenspartei  ganz  klar  als
offensivste Kriegstreiber hervor.

4. Was können wir also hier tun?

Wir wissen, dass dieser Krieg weder in unserem Interesse steht noch in dem
der russischen oder ukrainischen Arbeiter_Innenklasse. Deswegen wäre es
falsch sich auf die eine oder andere Seite zu stellen. Es muss unsere Aufgabe
als Linke, Arbeiter_Innen und Revolutionär_Innen sein, die Unsinnigkeit der
Kriegspropaganda aller Seiten zu entlarven. An Schulen, Unis und Betrieben,



und zusammen mit den russischen und ukrainischen Diaspora-Communities
müssen  wir  gegen  den  Krieg  einstehen  und  gemeinsam  Anti-Kriegs-
Bündnisse  gründen.

Dabei müssen wir auch die SPD und die Linkspartei dazu auffordern, eine
Antikriegsposition  einzunehmen.  Während  die  SPD schon  1914  vor  dem
Ersten Weltkrieg gegen Russland zum Krieg aufgerufen hat, hetzt sie heute
wieder lieber gegen Russland, anstatt sich gegen die Profitinteressen des
deutschen Kapitals zu stellen. Auch die Linkspartei hat ihre Position für einen
Austritt Deutschlands aus der NATO immer weiter aufgeweicht und machte
zuletzt  mit  dem  Vorschlag  auf  sich  aufmerksam,  Merkel  solle  aus  dem
Ruhestand zurückkehren und Frieden in der Ukraine stiften (WTF?). An den
beiden  Parteien  kommen  wir  aber  leider  nicht  vorbei,  denn  die
Gewerkschaften  als  die  größten  Organisationen  der  deutschen
Arbeiter_innenklasse  sind  mit  ihnen  organisch  verbunden.  Wenn  wir  die
Gewerkschaften aber auf unserer Seite hätten, könnten diese mit politischen
Streiks das ganze Land lahmlegen, bis der Krieg vorbei  ist.  Sie könnten
Waffenlieferungen verhindern und ihre Verbindung mit US-amerikanischen,
ukrainischen und russischen Gewerkschaften nutzen, um den Krieg in der
Ukraine  gegen  einen  Krieg  gegen  das  Kapital  umzuwandeln.  Die
Arbeiter_innen düfen die Waffen nicht aufeinander richten, sondern müssen
sich  zusammenschließen,  um  gemeinsam  die  Herrschaft  von  Krieg  und
Kapital zu beenden. Denn wie es Karl Liebknecht schon während des ersten
Weltkrieges sagte „Der Hauptfeind steht im eigenen Land!“

Solidarität  mit  den
Arbeiter_Innen  und
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Jugendlichen in Kasachstan!
Artikel von der Gruppe Arbeiter_innenmacht zu den Protesten in Kasachstan

Seit Jahresbeginn erschüttern Massenproteste das Land. Sie begannen am
Sonntag,  den  2.  Januar,  in  Schangaösen inmitten  der  westlichen Region
Mangghystau,  das  das  Zentrum  der  für  die  Wirtschaft  des  Lands
entscheidenden Öl- und Gasindustrie bildet. Getragen wurden die Aktionen
und die Bewegung von den Beschäftigten (und zehntausenden Arbeitslosen)
dieser Industrie.

Bereits am 3. Januar wurde die gesamte Region Mangghystau von einem
Generalstreik  erfasst,  der  auch  auf  die  Nachbarregion  Atyrau  übergriff.
Innerhalb  weniger  Stunden  und  Tage  inspirierten  und  entfachten  sie
Massenproteste in anderen städtischen Zentren  wie Almaty (ehemals Werny,
danach Alma-Ata), der größten Stadt des Landes, und selbst in der neuen
Hauptstadt  Nur-Sultan (vormals  Astana).  Diese nahmen die  Form lokaler
spontaner Aufstände an.

Unmittelbar entzündet hat sich die Massenbewegung, die sich, ähnlich wie
die  Arabischen Revolutionen,  rasch zu  einem beginnenden Volksaufstand
entwickelten, an der Erhöhung der Gaspreise zum Jahreswechsel, da deren
bis dahin geltende Deckelung aufgehoben wurde. Die Ausgaben für Gas, das
von der Mehrheit der Bevölkerung für Autos, Heizung und Kochen verwendet
wird, verdoppelten sich praktisch über Nacht.

Die  Bewegung  entwickelt  sich  innerhalb  kurzer  Zeit  von  Streiks  und
Protesten gegen die drastischen Erhöhungen der Preise zu einer gegen die
autoritäre  kapitalistische  Regierung.  Von  Beginn  an  spielten  die
Lohnabhängigen  der  zentralen  Industrien  eine  Schlüsselrolle  im  Kampf,
letztlich das soziale und ökonomische Rückgrat der Bewegung. So berichtet
die Sozialistische Bewegung Kasachstans nicht nur sehr detailliert über die
Ausweitung  der  Streikbewegung  in  einer  Erklärung  zur  Lage  im  Lande
(http://socialismkz.info/?p=26802;  englische  Übersetzung  auf:
https://anticapitalistresistance.org/russian-hands-off-kazakhstan/),  sondern
auch  über  eine  Massenversammlung  der  ArbeiterInnen,  wo  erstmals  die
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Forderung nach dem Rücktritt des Präsidenten erhoben wurde:

„In  Schangaösen  selbst  formulierten  die  ArbeiterInnen  auf  ihrer
unbefristeten Kundgebung neue Forderungen – den Rücktritt des derzeitigen
Präsidenten  und  aller  Nasarbajew-Beamten,  die  Wiederherstellung  der
Verfassung von 1993 und der  damit  verbundenen Freiheit,  Parteien und
Gewerkschaften zu gründen, die Freilassung der politischen Gefangenen und
die  Beendigung  der  Unterdrückung.  Der  Rat  der  Aksakals  wurde  als
informelles Machtorgan eingerichtet.“ (ebda.)

Zuckerbrot und Peitsche
Die  Staatsführung  unter  dem  seit  zwei  Jahren  amtierenden  Präsidenten
Tokajew reagierte auf die Protestbewegung mit Zuckerbrot und Peitsche, mit
Zugeständnissen und brutaler Repression.

Um  die  Bevölkerung  zu  beschwichtigen,  wurden  die  Erhöhungen  der
Gaspreise schon zurückgenommen. Außerdem traten die Regierung und bald
danach auch der Vorsitzende des Sicherheitsrates, der ehemalige Präsident
Nursultan  Nasarbajew  zurück.  Diese  Veränderungen  sind  jedoch  rein
kosmetischer Art. Nachdem der Regierungschef Askar Mamin abgedankt hat,
werden die Amtsgeschäfte von dessen ehemaligem Stellvertreter  Alichan
Smailow weitergeführt. Nasarbajew, der das Land rund 30 Jahre autokratisch
regiert hat und weiter Vorsitzender der regierenden Partei Nur Otan (Licht
des Vaterlandes) ist, die über eine Dreiviertelmehrheit im Parlament verfügt
(76 von 98 Sitzen), trat zwar vom Amt des Vorsitzenden des Sicherheitsrates,
einer Art Nebenpräsident, zurück. Diese Funktion übernahm nun jedoch auch
sein Nachfolger Tokajew.

Vor allem aber reagierte der Präsident auf die anhaltenden Massenproteste,
auf die Besetzung öffentlicher Gebäude und die drohende Entwicklung eines
Aufstands zum Sturz der herrschenden Elite auch mit massiver Repression.

Die  Proteste  in  Städten  wie  Almaty,  die  von  Beginn  an  viel  mehr  den
Charakter von Emeuten hatten, wurden brutal unterdrückt. Mehrere Dutzend
Menschen wurden getötet. Die Regierung selbst spricht davon, dass bis zum



6. Januar 26 „bewaffnete Kriminelle“ liquidiert worden seien. Mehr als 3 000
wurden festgenommen, Tausende verletzt.

Damit gibt das Regime nicht nur selbst zu, dass es über Leichen geht, um
seine Macht, seine „Ruhe und Ordnung“ wiederherzustellen. Es tut auch, was
alle kapitalistischen Regierungen, alle repressiven Regime anstellen, wenn
ihre  Macht  gefährdet  ist:  Diffamierung  der  Massenbewegung  als
„Kriminelle“,  „TerroristInnen“  und  legitimiert  damit  die  Verhängung  des
Ausnahmestandes (vorerst  bis  19.  Januar),  den Einsatz von Schusswaffen
gegen Protestierende, die Abschaltung von Messengerdiensten wie Signal
und WhatsApp und von Internetseiten. Die sog. Antiterroreinsätze sollen laut
Präsident Tokajew bis zur „kompletten Auslöschung der Kämpfer“ dauern.
Um diese Operation auch mit aller Brutalität durchziehen zu können, ruft er
die große imperialistische Schutzmacht Russland zu Hilfe. Und die kommt
prompt mit 3000 SoldatInnen, die im Rahmen der „Organisation des Vertrags
über  kollektive  Sicherheit“  (OVKS)  helfen sollen,  die  „verfassungsmäßige
Ordnung“ wiederherzustellen. Sie sollen Regierungsgebäude und kritische
Infrastruktur  schützen  und  haben  auch  das  Recht,  ihre  Schusswaffen
einzusetzen.

Ursachen der politischen Krise
Angesichts  dieser  Zusammenballung  der  Kräfte  des  Regimes,  seines
Staatsapparates und seiner Verbündeten droht eine brutale Unterdrückung
der Massenbewegung. Dies wäre nicht das erste Mal in der Geschichte des
Landes.  Über  Jahrzehnte  regierte  Nasarbajew  mit  eiserner  Hand.  Die
politische Macht wurde faktisch bei einer kleinen Oligarchie konzentriert, die
das Wirtschaftsleben des Landes kontrolliert, darunter die reichen Öl- und
Gasfelder, große strategische, wichtige weitere Rohstoffvorkommen wie auch
den Finanzsektor.

Seine Macht stützt das Regime auf die Kontrolle des Staatsapparates, die
Staatspartei Nur Otan, die faktische Ausschaltung unabhängiger Medien und
jeder  nennenswerten  Opposition.  Selbst  die  sog.  Kommunistische  Partei
wurde 2015 gerichtlich verboten.



Neben der Repression stützte sich die kasachische Pseudodemokratie aber
auch jahrelang auf ein Wachstum der Wirtschaft.  Der Öl-  und Gasexport
bildet bis heute ihr Rückgrat. Hinzu gesellt sich der Bergbau. Kasachstan ist
mittlerweile der größte Uranproduzent der Welt und verfügt über weitere
wichtige Rohstoffvorkommen (Mangan, Eisen, Chrom und Kohle).

Über Jahre expandierte die kasachische Ökonomie und galt als wenn auch
autoritäres Wirtschaftswunderland unter den ehemaligen Sowjetrepubliken,
was  nicht  nur  den  Ausbau  wirtschaftlicher,  politischer  und  militärischer
Beziehungen zu Russland und China zur Folge hatte, sondern auch große
westliche InvestorInnen gerade in  der  Öl-  und Gasindustrie  anzog (z.  B.
Exxon, ENI). Letztlich stellt das Land jedoch einen wichtigen halbkolonialen
Verbündeten  Russlands  dar,  das  keinesfalls  einen  Sturz  dieses  Regimes
zulassen kann.

Doch die globale Finanzkrise traf das Land schon recht hart, weil Kasachstan
auch  ein  im  Vergleich  zu  anderen  halbkolonialen  Ländern  gewichtiges
Finanzzentrum in Almaty hervorbrachte. 2014/15 machten sich jedoch vor
allem die sinkenden Öl- und Gaspreise auf dem Weltmarkt bemerkbar. Die
Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts brachen ein. Das Land macht im
Grunde eine Phase der wirtschaftlichen Stagnation seit  Mitte der 2010er
Jahre durch, während der Pandemie und Krise schrumpfte das BIP.

Wie  in  vielen  Ländern,  deren  Staatseinnahmen  wesentlich  aus
Rohstoffexporten und der Grundrente stammen, ging die Entwicklung des
kasachischen  Kapitalismus  mit  einer  extremen  Form  der  sozialen
Ungleichheit einher. Die aus der ehemaligen Staatsbürokratie stammende,
neue Schicht von KapitalistInnen monopolisierte faktisch den Reichtum des
Landes. Jahrelang ging diese Bereicherung jedoch auch mit Investitionen in
andere Sektoren (z. B. Ausbau der Infrastruktur, von Verkehrswegen) einher
und einer Alimentierung der Massen, deren Lebenshaltungskosten z. B. über
die Deckelung der Gaspreise relativ gering gehalten wurden.

Doch  seit  Jahren  wird  dies  für  den  kasachischen  Kapitalismus  immer
schwieriger aufrechtzuerhalten. Die Herrschenden wollen keinen Cent an die
Armen  abgeben.  Im  Gegenteil,  sie  drängen  im  Chor  mit  westlichen



WirtschaftsexpertInnen darauf, deren „Privilegien“ (!) zu streichen und die
Wirtschaft weiter zu liberalisieren. Dafür versprechen sie Investitionen in der
Öl- und Gasindustrie oder im Bergbau, um veraltete Anlagen zu erneuern
oder neue Abbaustätten zu erschließen.

Besonders drastisch stellt sich daher die soziale Ungleichheit im Land gerade
dort dar, wo der Reichtum geschaffen, produziert wird. Während sich die
ChefInnen  der  kasachischen  Energie-  und  Bergbauunternehmen  und  die
Staatsführung regelrechte Paläste bauen lassen, schuften die Beschäftigten
auf  den  Öl-  und  Gasfeldern  –  und  das  oft  unter  lebensgefährlichen
Bedingungen.  Viele warten oft  monatelang auf  ihre Löhne,  zehntausende
ArbeiterInnen in der Öl- und Gasindustrie sind mittlerweile arbeitslos.

Dass die Bewegung in den Regionen Westkasachstans ihren Ausgang in Form
einer gigantischen Streikwelle nahm, ist kein Zufall. Schon 2011 kam es zu
einer riesigen Streikwelle der ÖlarbeiterInnen, die blutig niedergeschlagen
wurde. Dabei kamen Menschenrechtsorganisationen zufolge 70 Streikende
ums Leben, 500 wurden zum Teil schwer verletzt. Doch trotz dieser extremen
Repression hielten sich unabhängige, illegale oder halblegale Strukturen der
ArbeiterInnenklasse in diesen Regionen. Aufgrund drohender Entlassungen,
der Nichtauszahlung von Löhnen nahmen auch in den letzten Monaten des
Jahres 2021 Streiks und Arbeitskämpfe in der Öl- und Gasindustrie zu.

Daraus erklären sich auch die Unterschiede zwischen der Bewegung in den
industriellen  Zentren  in  Westkasachstan,  die  von  den  Lohnabhängigen
getragen werden und die sich des Streiks – und damit kollektiven Aktionen
der ArbeiterInnenklasse – als Hauptkampfmittel bedienen, und an anderen
Orten.  Von  größter  Bedeutung  ist  jedoch,  dass  deren  Forderungen
mittlerweile  längst  über  betriebliche  und  gewerkschaftliche  Fragen
hinausgegangen sind und auch einen politischen Charakter – Rücktritt des
Präsidenten, Freilassung der politischen Gefangenen – angenommen haben.

Zum  Teil  schwappen  diese  auch  in  andere  Regionen  über.  In  anderen
städtischen Zentren entwickelte sich die Bewegung viel stärker als eine Art
Straßenaufstand, als Aufruhr  verarmter Schichten, von Jugendlichen, aber
auch  Lohnabhängigen,  die  aus  ländlichen  Regionen  in  die  Zentren



migrierten. Diese Wut und Empörung nimmt gerade, weil diese Schichten
weniger organisiert sind, auch einen politisch unklareren, diffusen Charakter
an.  Dennoch  ist  diese  Bewegung  auch  ein  genuiner  Ausdruck  der
Massenempörung  gegen  ein  despotisches,  autoritäres  kapitalistisches
Regime.  Dass  solche  Emeuten  auch  mit  Formen  des  Vanadalismus
einhergehen, dass sich auch deklassierte, unpolitische Elemente oder gar
staatliche ProvokateurInnen „anschließen“,  ist  nichts  Ungewöhnliches  für
solche  scheinbar  spontanen,  in  Wirklichkeit  jedoch  sich  schon  lange
vorbereitenden Eruptionen des Volkszorns. Entscheidend ist hier, ob diese
Wut zu einer organisierten Kraft werden kann – und das hängt vor allem
davon  ab,  ob  die  ArbeiterInnenklasse,  allen  voran  die  Öl-  und
GasarbeiterInnen,  dieser  eine  politische  Führung  geben  können.

Blutige Abrechnung droht
Die wirklichen „Kriminellen“ sind jedoch nicht auf den Straßen von Nur-
Sultan oder anderen städtischen Zentren zu finden, sondern in Palästen der
Reichen  und  BürokratInnen,  in  den  Generalstäben  der  Armee  und
Repressionskräften, die eine blutige Abrechnung mit den Aufständischen und
vor  allem  auch  mit  den  streikenden  und  kämpfenden  ArbeiterInnen
vorbereiten.

Leute wie Nasarbajew und Tokajew haben sich längst entschieden, wie sie
die Krise zu lösen gedenken. Der Präsident spricht von 20.000 „Banditen“,
die auszumerzen gelte, Armee und Polizei wurde der Schießbefehl erteilt. Die
Herrschenden wollen die Bewegung in Blut ertränken – und zwar nicht nur
den Aufruhr in den Städten,  sondern auch,  ja  vor allem die Streiks und
Strukturen  der  ArbeiterInnenklasse  in  den  Industrieregionen.  Schließlich
wissen  sie  nur  zu  gut,  dass  sich  hier  eine  soziale  Kraft,  eine
Klassenbewegung formiert, die ihnen wirklich gefährlich werden kann.

Die ArbeiterInnen der großen Industrieregionen und andere Schichten der
Lohnabhängigen (z. B. TransportarbeiterInnen) können das Land lahmlegen.
Sie können so auch die Repressionsmaschinerie zum Stoppen bringen – und
möglicherweise  auch  untere  Teile  des  Repressionsapparates,  einfache
SoldatInnen zum Wechsel der Seiten verlassen oder paralysieren. Auch diese



Gefahr  drängt  das  Regime  zum  Handeln  und  erklärt  auch,  warum  es
russische  Truppen  angefordert  hat,  deren  bloße  Anwesenheit  auch  die
Disziplin  potentiell  „unsicherer“  kasachischer  Repressionskräfte,  von
PolizistInnen  oder  SoldatInnen,  sicherstellen  soll.

Daher  werden  die  nächsten  Tage  auch  für  die  Bewegung  von  größter
Bedeutung  sein.  Um die  Repressionsmaschinerie  zu  stoppen,  braucht  es
einen landesweiten Generalstreik. Dazu müssen wie in den Regionen der Öl-
und Gasindustrie Vollversammlungen der Beschäftigten, aber auch in den
Wohnvierteln  organisiert  und ArbeiterInnenkomitees  gewählt  werden,  die
den Kampf organisieren und zu einem Aktionsrat auf kommunaler, regionaler
und landesweiter Ebene verbunden werden.

Angesichts der Repression müssen sie Selbstverteidigungsstrukturen bilden,
die  diesen  Räten  untergeordnet  und  in  der  Lage  sind,  die  bisher
unorganisierten Emeuten in Städten wie Nur-Sultan durch organisierte, in
den Betrieben und Wohnvierteln verankerte Strukturen zu lenken.

Zugleich braucht es unter den einfachen SoldatInnen, den unteren Rängen
der  Polizei  eine  Agitation,  sich  dem  Einsatz  gegen  die  Bevölkerung  zu
verweigern, eigene Ausschüsse zu wählen und dem mörderischen Regime die
Gefolgschaft  aufzukünden.  Die  kasachischen  und  russischen
Repressionskräfte  müssen  aus  den  Städten  und  ArbeiterInnenbezirken
zurückgezogen werden. Die OVKS-Truppen sollen das Land verlassen, die
Gefangenen der letzten Tage müssen auf freien Fuß gesetzt werden.

Ein solcher Generalstreik und eine Bewegung, die ihn stützt, würde zugleich
unwillkürlich die Machtfrage in Kasachstan aufwerfen.

Das  bedeutet  auch,  dass  die  Streik-  und  Massenbewegung  und  deren
Koordinierungsorgane selbst zu einem alternativen Machtzentrum werden
müssen,  das  das  oligarchische  Regime  stürzen  und  durch  eine
ArbeiterInnenregierung ersetzen kann – eine Regierung, die nicht nur die
despotische Pseudodemokratie  abschafft,  sondern auch die kapitalistische
Klasse enteignet, in deren Interesse dieses Regime regiert. Dazu bedarf es
der Enteignung der großen Industrie, der Öl- und Gasfelder, der Bergwerke,



der  Finanzinstitutionen  unter  ArbeiterInnenkontrolle  und  der  Errichtung
eines demokratischen Notplans zur Reorganisation der Wirtschaft und zur
Sicherung der Grundbedürfnisse der Massen.

Nein zu jeder imperialistischen Einmischung!
Internationale Solidarität jetzt!
Die  Massenbewegung  rückte  Kasachstan  auch  ins  Zentrum  einer
Weltöffentlichkeit, die die Verbrechen des Regimes Nasarbajew und seines
Nachfolgers Tokajew über Jahrzehnte faktisch totgeschwiegen hatte.  Was
bedeutet schon die Unterdrückung und Ermordung von Streikenden, wenn
dafür Profite reichlich in die Taschen, kasachischer, russischer, chinesischer,
aber  auch  US-amerikanischer,  italienischer,  deutscher  und  britischer
Konzerne  fließen?

Das kasachische Regime mag demokratische Rechte verletzt, JournalistInnen
und die Opposition unterdrückt haben – das wichtigste „Menschen“recht, das
auf freien Handel und Wirtschafts„reformen“ brachte das Regime sehr zum
Wohlgefallen aller ausländischen Mächte voran.

Natürlich war und ist Kasachstan vor allem eine Halbkolonie Russlands –
zumal  eine,  die  über  Jahrzehnte  nicht  nur  politisch eng verbunden war,
sondern  von  deren  Markt  und  Ressourcen  der  wirtschaftlich  schwache
russische  Imperialismus  sogar  ökonomisch  profitieren  konnte.  Hinzu
kommen die Mitgliedschaft in der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) und
der OVKS und die Bedeutung Baikonurs (in Südkasachstan) für die russische
Raumfahrt. Darüber hinaus macht die geostrategische Lage des Landes es zu
einem wichtigen Schild  Russlands  vor  einer  weiteren Destabilisierung in
Zentralasien.  Kein  Wunder  also,  dass  dieses  voll  in  den  Chor  der
„Terrorbekämpfung“  einstimmt  und  seinem  Verbündeten  beispringt.

Ironischerweise verfolgten und verfolgen aber nicht nur China, sondern auch
die  meisten  westlichen  imperialistischen  Länder  ein  Interesse  an  der
Stabilität Kasachstans – sei es zur Sicherung ihrer ökonomischen Interessen,
ihrer  Investitionen,  aber  auch  zur  Stabilisierung  des  Landes  gegen
„islamistischen  Terror“.  Der  ehemalige  britischer  Regierungschef  Blair



fungierte gar über Jahre als Berater Nasarbajews im Umgang mit westlichen
Medien,  insbesondere  für  den  Fall  von  Aufstandsbekämpfung.  Außerdem
kooperierte Kasachstan jahrelang bei der US/NATO-Besatzung Afghanistans.

Daher fallen die westlichen Stellungnahmen zur Lage in Kasachstan bisher
vergleichsweise  verhalten  aus.  So  erklärte  der  US-Außenminister  Antony
Blinken in einem Gespräch mit  dem kasachischen Amtskollegen Mukhtar
Tleuberdi  „die  volle  Unterstützung  der  Vereinigten  Staaten  für  die
verfassungsmäßigen Institutionen Kasachstans und die Medienfreiheit“. Aus
der EU kommt wie oft der unverbindliche Aufruf zur „Mäßigung“ auf allen
Seiten. Klarer ist hier schon der Ostausschuss der Deutschen Wirtschaft und
dessen  Vorsitzender  Oliver  Hermes,  der  gegenüber  der  Presse  erklärte:
„Eine  schnelle  Beruhigung  der  Lage  ist  unabdingbar,  um  weiteres
Blutvergießen,  eine  Destabilisierung  des  Landes  und  damit  auch  eine
Beschädigung  des  Wirtschafts-  und  Investitionsstandorts  Kasachstan
a b z u w e n d e n . “
(https://www.fr.de/politik/kasachstan-unruhen-tote-demonstration-gas-preise-
proteste-flughafen-putin-russland-news-aktuell-zr-91219297.html)  Über
deutsche  Waffenexporte  im  Wert  von  rund  60  Millionen,  die  im  letzten
Jahrzehnt an das Regime geliefert wurden und jetzt auch gegen die Massen
eingesetzt  werden,  hüllen  sich  die  Regierung  und  UnternehmerInnen  in
Schweigen.

Die  relative  Zurückhaltung  des  Westens  lässt  sich  freilich  nicht  nur
ökonomisch  erklären.  Sicherlich  spielt  dabei  auch  ein  geostrategisches
Tauschkalkül  eine  Rolle.  Russland  kann  in  Kasachstan  die  blutige
Niederschlagung der Aufständischen unterstützen (und damit auch westliche
InvestorInnen  absichern).  Zugleich  verlangt  man  dafür  ein
„Entgegenkommen“ in der Ukraine oder wenigstens Stillschweigen zu deren
weiterer  Aufrüstung  und  Zurückhaltung  bei  einem  möglichen  NATO-
unterstützten  Angriffe  der  Ukraine  auf  die  Donbass-Republiken.

Umso dringender ist es, dass die internationale ArbeiterInnenklasse und die
Linke ihre Solidarität mit der Massenbewegung in Kasachstan auf die Straße
tragen.
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Nein  zur  Niederschlagung gegen die  Massenbewegung!  Sofortige
Aufhebung  des  Ausnahmezustandes  und  aller  Einschränkungen
demokratischer  Rechte!  Freilassung  aller  politischen  Gefangenen!
Nein  zur  russischen  Intervention!  Sofortiger  Abzug  aller  OVKS-
Truppen! Stopp aller Waffenliegerungen!
Internationale  Solidarität  mit  der  ArbeiterInnenklasse  und
Protestbewegung!

Die Weltlage und Aufgaben der
Arbeiter_Innenklasse
Jaqueline Katherina Singh

In  den vergangenen zwei  Jahren sah sich  die  Welt  mit  einer  Reihe von
miteinander  verknüpften  Krisen  konfrontiert.  An  erster  Stelle  steht  eine
weltweite  Gesundheitskrise.  Covid-19  hat  die  Regierungen  und
Gesundheitssysteme überrascht,  obwohl  Epidemiolog_Innen und die WHO
vor  einer  wahrscheinlichen  zweiten  SARS-Epidemie  gewarnt  und  die
Gewerkschaften des Gesundheitspersonals darauf hingewiesen hatten, dass
ihre  Krankenhäuser  und  Kliniken  für  eine  solche  nicht  gerüstet  sind.
Covid-19 hat weltweit mehr als fünf Millionen Todesopfer gefordert, wütet
mit seinen Delta- und Omikron-Varianten immer noch – und bricht in Ländern
wieder aus, die überzeugt waren, die Krankheit unter Kontrolle zu haben und
ihre Wirtschaft wieder in Gang zu bringen.

Die Schlagzeilen der letzten beiden Jahre beherrschten aber auch die sich
häufenden extremen Wetterereignisse – Überschwemmungen, Waldbrände,
Dürren  -,  die  rund  um  den  Globus  wüten  und  die  Aussicht  auf  einen
katastrophalen Klimawandel unbestreitbar machen. Im krassen Gegensatz zu
den Gefahren  endete  der  Weltklimagipfel  einmal  mehr  im –  Nichts.  Die
wichtigsten Staaten blockierten jede feste Verpflichtung zur Reduzierung von
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CO2-Emissionen. Wieder einmal wurden die halbkolonialen Länder, vor allem
in den bereits stark geschädigten Tropenzonen, um die Milliarden betrogen,
die sie zur Bekämpfung der Auswirkungen benötigen. Stattdessen wurden
ihnen weitere Kredite angeboten.

Im Jahr 2020 verursachte Covid den stärksten Einbruch der Weltwirtschaft
seit den 1930er Jahren. Auch wenn die globale Ökonomie schon davor im
Niedergang war, so synchronisiert die Pandemie die Rezession und diese
prägt  auch  den  Verlauf  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  die
Maßnahmen  der  Regierungen.  Die  Lockdowns  zwangen  die  großen
imperialistischen  Staaten,  mit  den  neoliberalen  Dogmen  über  die
Staatsausgaben zu brechen. Die Zinssätze, die jahrelang bei null lagen, um
die zur Stagnation neigenden Volkswirtschaften anzukurbeln, erlaubten es
den  Staaten  nun,  Billionen  zu  leihen  und  in  den  imperialistischen
Kernländern die Auswirkungen der Krise auf die Massen abzumildern. Die
Unterbrechung der Versorgungsketten, der Weltmärkte und die wiederholten
Aussperrungen haben enorme Verluste verursacht, auch wenn deren volles
Ausmaß erst nach Beendigung der Pandemie deutlich werden wird. Auch
wenn in einigen Ländern ein kurzfristiger Konsumboom möglich sein mag,
wenn  sich  die  Wirtschaften  etwas  erholen,  so  wird  dieser  eher  einem
Strohfeuer denn einer ernsten Erholung gleichkommen.

Ökonomische Auswirkungen
Mit Beginn der Pandemie stand ab Ende Februar 2020 die Wirtschaft still
und  internationale  Produktionsketten  lagen  brach.  Viele  bürgerliche
Forschungsinstitute und Konjunkturprognosen übten sich trotzdem in den
letzten  beiden  Jahren  in  Sachen  Optimismus.  In  Vorhersagen  wurde  
festgehalten, dass die Erholung schnell  erfolgen und munter weitergehen
wird – schließlich sei die Pandemie nur ein externer Faktor.

Die ganze Realität bildet das allerdings nicht ab. Nach dem Einbruch der
weltweiten Wirtschaftsleistung 2020 um 3,2 % folgte in diesem Jahr zwar
eine Erholung. In seinem vierteljährlichen Bericht ging der IWF im April
2021 noch von einer Steigerung der globalen Wirtschaftsleistung von 6,4 %
aus – und musste diese Prognose nur um 0,4 % nach unten korrigieren.



Begründet  wurden  die  optimistischen  Prognosen  mit  dem  Beginn  der
Impfungen, der damit verbundenen Erwartung eines Endes der Pandemie
sowie den Konjunkturpaketen.

So ist es auch kein Wunder, dass vor allem die imperialistischen Zentren
Erholung verzeichnen, während die Länder, die sich weder Impfstoff noch
Konjunkturpakete leisten können, zurückbleiben. Genauer betrachtet ist das
Wachstum in den imperialistischen Zentren jedoch langsamer als erhofft und
begleitet von Inflation. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der Stillstand der
Handels- und Produktionsketten hat einen länger anhaltenden Einfluss, wie
man  beispielsweise  an  der  Halbleiterproduktion  betrachten  kann.  Hinzu
kommen gestiegene Energie- und Rohstoffpreise. So meldete das deutsche
statistische Bundesamt, dass die Erzeugerpreise im September 2021 um 14,2
% im Vergleich zum Vorjahr nach oben gingen – die stärkste Steigerung seit
der Ölkrise 1974. Die Energiekosten sind laut Bundesamt zusätzlich um 20,4
% teurer geworden. Auch Arbeitskräftemangel in bestimmten Sektoren sowie
Inflation  verlangsamen  das  Wachstum.  Zentral  sind  aber  niedrige
Investitionsraten,  die  zwar  durch  die  massiven  Konjunkturpakete
angekurbelt  werden,  aber  vor  allem  im  privaten  Sektor  gering  ausfallen.

Ebenso darf bei der Betrachtung nicht vergessen werden, dass die Folgen
der Finanzkrise 2007/08 noch längst nicht ausgelöffelt sind. Vielmehr hat
sich  die  internationale  Schuldenlast  massiv  erhöht  und  auch  die
Niedrigzinspolitik  lief  die  letzte  Dekade  munter  weiter.

Letztlich erfordern kapitalistische Krisen eine Vernichtung überschüssigen
Kapitals. In der Rezession 2009 fand diese jedoch nicht annähernd in dem
Maße statt, das notwendig gewesen wäre, um einen neuen Aufschwung der
Weltökonomie  zu  ermöglichen.  Staatdessen  war  das  letzte  Jahrzehnt
weitgehend  eines  der  Stagnation.

Die Politik des billigen Geldes in den imperialistischen Zentren verhinderte
dabei  nicht  nur die  Vernichtung überschüssigen Kapitals,  sondern führte
auch zu einem massiven Anstieg der öffentlichen wie privaten Schuldenlast;
neue  spekulative  Blasen  bildeten  sich.  Die  Coronamaßnahmen  vieler
imperialistischer Regierungen haben diese Lage noch einmal befeuert. So



wurden zwar befürchtete große Pleiten vorerst verhindert – gleichzeitig gilt
ein bedeutender Teil der Unternehmen mittlerweile als „Zombiefirmen“, also
Betriebe,  die selbst  wenn sie Gewinn machen,  ihre Schulden nicht mehr
decken können und eigentlich nur künstlich am Leben erhalten werden.

Hinzu  kommen  weitere  Faktoren,  die  deutlich  machen,  dass  in  den
kommenden  Jahren  mit  keiner  Erholung  der  Weltwirtschaft,  sondern
allenfalls mit konjunkturellen Strohfeuern zu rechnen ist. Erstens fällt China
anders als nach 2008 als Motor der Weltwirtschaft aus. Zweitens verschärfen
zunehmende  Blockbildung  wie  auch  Fortdauer  der  Pandemie  die
wirtschaftliche  Lage  selbst  und  können  nicht  nur  als  vorübergehende
Faktoren betrachtet  werden.  Drittens reißt  die  aktuelle  Lage schon jetzt
wichtige Halbkolonien in die Krise. Ländern wie Argentinien, der Türkei oder
Südafrika drohen Insolvenz und Zusammenbruch ihre Währungen.  Indien
und Pakistan befinden sich ebenfalls ganz oben auf der Liste von Ländern,
die IWF und Weltbank als extrem krisengefährdet betrachten.

Zusammengefasst  heißt das:  Die Folgen der Finanzkrise 2007/08 wurden
noch abgefedert. Jetzt erleben wir eine erneute Krise von größerem Ausmaß,
die diesmal fast alle Länder gleichzeitig erfasst.  Doch der Spielraum der
herrschenden Klasse ist dieses Mal geringer.

Auswirkungen auf das Weltgefüge
Somit ist klar, dass die Coronapandemie und ihre Folgen die Welt noch für
einige Zeit in Schach halten werden. Nicht nur, weil wir mit Mutationen
rechnen müssen, gegen die die Impfstoffe unwirksamer sind, sondern die
Pandemie ist längst kein „externer“ Faktor mehr, sondern ihrerseits eng mit
den globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und deren politischen Folgen
verwoben.  Ein  einfaches  Zurück  zur  „Vor  Corona“-Zeit  ist  somit  nicht
möglich.

Bereits vorher war die internationale Lage zwischen den imperialistischen
Kräften angespannt. Der  Handelskrieg zwischen USA und China bestimmt
zwar nicht mehr die Schlagzeilen in den Zeitungen, aber die aktuelle Krise
verschärft die innerimperialistische Konkurrenz erneut auf allen Ebenen. Die



massive  Überakkumulation  an  Kapital  spitzt  nicht  nur  die  ökonomische
Konkurrenz zu,  sondern  wird auch das Feuer der innerimperialistischen
politischen Querelen weiter anfachen. Schließlich will niemand die Kraft sein,
auf deren Kosten die anderen ihr Kapital  retten. Praktisch bedeutet das:
weitere harte Handels- und Wirtschaftskonflikte, zunehmende ökonomische
Tendenz zur Blockbildung und Kampf um die Kontrolle etablierter oder neuer
halbkolonialer Wirtschaftsräume. Die USA und China, aber auch Deutschland
und die EU verfolgen dies mit zunehmender Konsequenz.

Dies hat nicht nur ökonomische, sondern auch politische Folgen, darunter die
zunehmende  Militarisierung  sowie  eine  weitere  Eskalation  kriegerischer
Auseinandersetzungen.  Hinzu kommt,  dass  die  Pandemie den Trend zum
Nationalprotektionismus verschärft hat und ein widersprüchliches Moment in
sich trägt. Wie wir an Lieferengpässen sehen, sind die Produktionsketten
mittlerweile extrem verschränkt. Ein einfaches Entflechten gemäß dem Ideal,
„alles was man braucht“, im eigenen Staat zu produzieren, ist schlichtweg
nicht möglich. Dennoch kann es infolge von vermehrten ökonomischen und
politischen  Konflikten  zur  Erhebung  weiterer  Zölle,  wechselseitigen
Sanktionen  etc.  kommen.  Auch  wenn  dies  die  Weltwirtschaft  selbst  in
Mitleidenschaft  ziehen  wird,  so  werden  solche  Konflikte  zunehmen.  Das
Kräftemessen  kann  zugleich  auch  deutlich  machen,  welche  Länder  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen  Kette  bilden,  und  seinerseits
innere Konflikte zuspitzen und ganze Staaten destabilisieren.

Die Aussichten sind also nicht besonders rosig. Schon das letzte Jahrzehnt
war  von  einer  Zunahme  autoritärer,  rechtspopulistischer  und
bonapartistischer Tendenzen geprägt, die sich unter dem gesellschaftlichen
Ausnahmezustand  der  Pandemie  verschärft  haben.  Um  in  kommenden
Auseinandersetzungen mögliche Proteste in Schach zu halten, ist damit zu
rechnen, dass wir eine Verstärkung von Rechtspopulismus, Autoritarismus,
Bonapartismus erleben werden.

Angesichts diese krisenhaften Lage erheben sich zentrale Fragen: Wer wird
zur Kasse gebeten, um die Rettungs- und Konjunkturpakete zu finanzieren?
Wer wird die Kosten der Krise zahlen? Welche Klasse prägt die zukünftige
Entwicklung?



Bedeutung für die Arbeiter_Innenklasse
Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig. Nicht die Herrschenden wollen
den Kopf hinhalten und so werden die bürgerlichen Regierungen natürlich
versuchen,  die  Last  vor  allem auf  die  Arbeiter_Innenklasse,  die  Bauern-
/Bäuerinnenschaft und die Mittelschichten abzuwälzen, wie dies im Grunde
schon während der Coronakrise der Fall  war. Fast überall  arbeiteten die
jeweiligen Gesundheitssysteme an ihren Grenzen und Gewalt, insbesondere
gegen  Frauen,  hat  gesamtgesellschaftlich  stark  zugenommen.  Allein  die
unmittelbaren Folgen des Stillstands wie Massenentlassungen, Verelendung
und massiver Zuwachs an Armut sind global schnell sichtbar geworden. So
erwartet  der  Internationale  Währungsfonds,  dass  die  Pandemie  den
Fortschritt in der Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren
annulliert sowie die Ungleichheit weiter verstärkt.

Die  größten  Auswirkungen  sind  in  Ländern  mit  niedrigen  und  mittleren
Einkommen zu verzeichnen. Dort beträgt deren Verlust mehr als 15 Prozent.
Genau diese Länder haben zudem die  schwächsten Sozialsysteme.  Hinzu
kommt die steigende Inflation, die die Lebenshaltungskosten in Ländern wie
der Türkei oder dem Libanon und vielen anderen in die Höhe treibt. Das
Festhalten  der  imperialistischen  Länder  an  den  Patenten  zugunsten  der
Profite sorgt dafür, dass die Lage sich nicht in absehbarer Zeit verbessern
wird.

Nicht allzu viel besser sieht die Situation in den imperialistischen Zentren
aus. Auch hier gab es zahlreiche Entlassungen. So hatten die USA 2020 ihr
historisches  Hoch.  Die  Konjunkturpakete  oder  Hilfen  wie  das
Kurzarbeiter_Innengeld in Deutschland federn zwar die Auswirkungen der
Krise ab, aber auch hier ist die Inflation deutlich in der Tasche zu spüren.

Was kommt?
Aufgrund  des  konjunkturellen  Aufschwungs  in  den  USA und  in  etlichen
europäischen Staaten werden die kurzfristigen Auswirkungen hier andere
sein als für große Teile der Massen in den Halbkolonien. Letztere werden von
einer  Dauerkrise  der  Wirtschaft,  der  Pandemie  und  auch  ökologischen



Katastrophen geprägt sein. Das heißt, dass in den halbkolonialen Ländern
der Kampf für ein Sofortprogramm gegen die akute Krise und Pandemie eine
zentrale  Rolle  spielen  wird,  das  die  verschiedenen  ökonomischen  und
sozialen Aspekte umfasst. Grundsätzlich können wir davon ausgehen, dass
der Klassenkampf in diesen Ländern aufgrund der zugespitzten sozialen und
politischen Lage eine weit explosivere Form annehmen wird.

Die Extraprofite des imperialistischen Kapitals in den Metropolen sowie der
aktuelle konjunkturelle Aufschwung in etlichen Ländern erlauben in diesen
Staaten  mehr  Spielraum  für  gewerkschaft l iche  und  soziale
Umverteilungskämpfe.  Ebenso kann es sein,  dass teilweise reformistische
oder  linkspopulistische  Kräfte  an  Aufwind  gewinnen.  Schließlich  hat  die
Gesundheitskrise  in  den  Augen  von  Millionen  verdeutlicht,  dass  massive
Investitionen, Verstaatlichungen und Neueinstellungen in diesem Bereich wie
auch in anderen Sektoren nötig sind (Wohnung, Verkehr … ). Bürgerliche wie
reformistische Kräfte  versuchen,  dem verbal  entgegenzukommen und die
Spitze zu nehmen. So beinhalten das Programm Bidens wie auch der Green
Deal der EU Versprechen, die ökologischen Probleme zu lösen und soziale
Ungleichheit  zu  reduzieren.  In  der  Realität  werden  sich  diese
Reformversprechen  als  Quadratur  des  Kreises  entpuppen.

In Wirklichkeit sind es Programme zur Erneuerung des Kapitals, nicht der
Gesellschaft. Der Arbeiter_Innenklasse und den Unterdrückten wird nichts
geschenkt,  schon  gar  nicht  in  der  Situation  zunehmenden  Wettbewerbs.
Während die wirtschaftliche Lage in den imperialistischen Ländern jedoch
kurzfristig einen gewissen Verteilungsspielraum eröffnen kann, der von der
Arbeiter_Innenklasse  genutzt  werden  muss,  besteht  dieser  in  den
halbkolonialen Ländern praktisch nicht. Dort können und werden sich selbst
Kämpfe um soziale,  ökonomische und demokratische Verbesserungen viel
rascher zum Kampf um die politische Macht zuspitzen, wie z. B. der Sudan
zeigt.

Auch  wenn  die  Situation  in  imperialistischen  Ländern  und  Halbkolonien
bedeutende Unterschiede birgt, so sind alle wichtigen Auseinandersetzungen
unserer Zeit – der Kampf gegen die Pandemie, die drohende ökologische
Katastrophe,   die  Folgen  der  Wirtschaftskrise  und  die  zunehmende



Kriegsgefahr – Fragen des internationalen Klassenkampfes. Sie können auf
nationaler Ebene letztlich nicht gelöst werden.

Wo aber beginnen?
Zuerst ist es wichtig zu verstehen, dass die verschlechterte Situation der
arbeitenden Klasse nicht automatisch Proteste mit sich bringt. Diese gibt es
zwar,  ebenso  wie  Streiks  und  Aufstände,  jedoch  sind  sie  erstmal  nur
Ausdruck der spontanen Unzufriedenheit der Massen. Zu glauben, dass aus
ihnen mehr erwachsen muss oder sie von alleine zu einer grundlegenden
Lösung  führen  werden,  ist  falsch,  ein  passiver  Automatismus.  Streiks
befördern natürlich das Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse, dass sie sich
kollektiv zusammenschließen muss, um höhere Löhne zu erkämpfen. Nicht
mehr und nicht weniger. Ihr spontanes Bewusstsein im ökonomischen Kampf
ist jedoch selbst noch eine Form bürgerlichen Bewusstseins, weil es auf dem
Boden  des  Lohnarbeitsverhältnisses  steht.  Es  stellt  insbesondere  in
Friedenszeiten nicht das kapitalistische System in Frage, sondern fordert
erstmal  nur  mehr  Lohn  ein.  Ähnliches  gilt  für  Proteste  beispielsweise
aufgrund von Hunger. Beide – Streiks und spontane Proteste – tragen jedoch
in sich das Potenzial, zu mehr zu werden. Allerdings nur, wenn es geschafft
werden kann, die Grundlage der Misere aufzuzeigen, zu vermitteln, dass die
Spontaneität der Proteste noch nicht automatisch die Lösung bringt, sondern
es einen organisierten Umsturz braucht, um dieses System erfolgreich zu
zerschlagen.  Es  ist  Aufgabe  von  Revolutionär_Innen,  dieses  Verständnis,
dieses  Bewusstsein  in  die  Klasse  zu  tragen  und  die  dazu  notwendigen
Schritte zu vermitteln. Dies ist jedoch leichter geschrieben als getan, denn
ein Blick auf die aktuelle Lage zeigt, dass es viele Widerstände gibt, die man
zu überwinden wissen muss.

Kämpfe und Kontrolle
Das heißt, dass man in die existierenden Kämpfe intervenieren und diese
zuspitzen muss.  Beispielsweise  durch Forderungen,  die  weiter  gehen als
jene,  die  bereits  aufgeworfen  werden.  Es  reicht  nicht,  nur  kommende
Angriffe  abzuwehren,  vielmehr  müssen  die  Abwehrkämpfe  mit  dem Ziel



geführt  werden,  konkrete  Verbesserungen  zu  erkämpfen,  und  dabei
aufzeigen,  was  für  eine  andere  Welt  möglich  wäre.  Denn  der  Illusion
anzuhängen,  dass es irgendwann genauso wie vor der Pandemie werden
kann, ist eine Illusion, wie die obige Diskussion der Weltlage aufzeigt. Zudem
war dieser Zustand eh nur für einen sehr geringen Teil der Weltbevölkerung
annehmbar.  Beispielsweise  kann  das  dafür  notwendige  Bewusstsein
folgendermaßen  vermittelt  werden:

In  Zeiten  permanenter  Preissteigerungen  geraten  selbst  erfolgreiche
Lohnkämpfe an ihre Grenzen. Die Forderung nach höheren Löhnen muss
daher  mit  der  nach  automatischer  Anpassung  an  die  Preissteigerung
verbunden  werden.  Da  zur  Zeit  die  Preise  für  die  Konsumgüter  der
Arbeiter_Innenklasse (Mieten, Heizung, Lebensmittel) stärker steigen, als es
die  statistische  Inflationsrate  zum  Ausdruck  bringt,  sollte  durch  die
Gewerkschaften  und  Verbraucher_Innenkomitees  ein  Index  für  die  reale
Steigerung der Lebenshaltungskosten erstellt und immer wieder aktualisiert
werden.  An  diesen  sollten  die  Löhne  und  Gehälter  angeglichen  werden.
Damit dies auch wirklich passiert, sollten wir uns nicht auf den Staat (und
schon gar nicht auf die Ehrlichkeit der Unternehmen) verlassen, sondern
müssen  dazu  betriebliche  Kontrollkomitees  –  also  Formen  der
Arbeiter_Innenkontrolle  –  etablieren.

So kann ein konkretes Problem – die Steigerung der Lebenshaltungskosten –
für die gesamt Klasse angegangen und mit dem Aufbau von Organen der
Arbeiter_Innenkontrolle,  also  der  betrieblichen  Gegenmacht,  verbunden
werden.

Ähnliches lässt sich auch für andere Bereiche zeigen. Die Forderung nach
massiven Investitionen in den Gesundheitssektor stellt sich weltweit. Dies
muss  durch  Besteuerung  der  Reichen  passieren  unter  Kontrolle  der
Arbeiter_Innen selber. Hier bedarf es neben einer Erhöhung der Löhne auch
einer enormen Aufstockung des Personals, um Entlastung zu schaffen.

Hinzu kommt, dass die Arbeit  im gesamten Care-Sektor oftmals geringer
vergütet wird, da dieser nicht im gleichen Maße Mehrwert produziert – und
somit nicht auf gleicher Ebene rentabel ist. Das ist nur einer der Gründe,



warum  es  entscheidend  ist,  dass  die  Investitionen  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten stattfinden. Sie können aufgrund ihrer Berufsqualifikation und
-erfahrung wesentlich besser entscheiden, wo Mängel im Joballtag bestehen,
und  hegen  zeitgleich  kein  materielles  Interesse  daran,  dass  der
Gesundheitssektor  so  strukturiert  ist,  dass  er  Profite  abwirft.  Zentral  ist
allerdings  beim Punkt  Kontrolle,  dass  sie  nicht  einfach  so  herbeigeführt
werden kann. Damit dies nicht nur schöne Worte auf Papier bleiben, sondern
sie  Realität  werden kann,  bedarf  es  Auseinandersetzungen innerhalb der
Betriebe, bei denen sich Streik- und Aktionskomitees gründen. Diese stellen
Keimformen  von  Doppelmachtorganen  dar,  die  den  Weg  zur
Arbeiter_Innenkontrolle ebnen. Nur so kann die nötige Erfahrung gesammelt
werden sowie sich das Bewusstsein entwickeln, dass die existierende Arbeit
kollektiv auf die Arbeitenden aufgeteilt werden kann.

Ebenso müssen wir  dafür  einstehen,  dass  die  Patente  für  die  Impfstoffe
abgeschafft werden. Es wird deutlich, dass das Vorenthalten nicht nur aktiv
dafür sorgt, dass Menschen in Halbkolonien an dem Coronavirus sterben,
sondern auch durch die Auswirkungen auf die Wirtschaft stärker verarmen.
Ausreichend allein ist dies natürlich nicht. Die Freigabe der Patente muss mit
der  kostenlosen  Übergabe  von  Wissen  und  den  nötigen  technischen
Ressourcen verbunden werden – ein kleiner Schritt, der dafür sorgt, dass die
stetige Abhängigkeit von den imperialistischen Ländern sich an diesem Punkt
nicht  weiter  verfestigt.  Nur  so  kann  die  Grundlage  geschaffen  werden,
etwaige Mutationen des Virus zu verringern.  Falls  diese doch entstehen,
erlaubt  es  schnelles  Handeln  bei  der  Produktion  notwendiger  neuer
Impfstoffe. Auch dies kann nur geschehen, wenn nicht die Profitinteressen
der imperialistischen Länder und Pharmaindustrie vorrangig bedient werden.
Deswegen  müssen  auch  hier  die  Konzerne  enteignet  und  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  gestellt  werden.

Doch so einfach ist es nicht …
Dies sind Forderungen, die weltweit ihre Relevanz haben und die Grundlage
für eine internationale Antikrisenbewegung legen können. Doch einfacher
geschrieben als durchgesetzt. Denn wie bereits zuvor geschrieben: Es gibt



Widerstände, auch innerhalb der Klasse.

Niederlagen in den Klassenkämpfen des letzten Jahrzehntes, vor allem des
Arabischen Frühlings,  aber auch von Syriza in  Griechenland trugen eine
tiefe, desillusionierende und demoralisierende Auswirkung auf die Massen
mit sich. Nicht die Linke, sondern die populistische Rechte präsentierte sich
in den letzten fünf Jahren immer wieder als pseudoradikale Alternative zur
Herrschaft der tradierten „Eliten“. Diese konnte sich aufgrund der Passivität
der Linken innerhalb der Coronakrise profilieren. So kann die Zunahme eines
gewissen Irrationalismus‘ in Teilen des Kleinbürger_Innentums, aber auch
der  Arbeiter_Innenklasse  beobachtet  werden.  Rechte  schaffen  es,  die
Bewegung für sich zu vereinnahmen und dort als stärkste Kraft aufzutreten –
was Grundlage für ihr Wachstum ist, aber auch ihre Radikalisierung mit sich
bringt.

Die Dominanz von Reformist_Innen und Linkspopulist_Innen drückt sich in
einer Führungskrise der gesamten Arbeiter_Innenklasse aus. Zwar werden
Kämpfe geführt, wenn es sein muss – also wenn es Angriffe gibt. Letztlich
läuft die Politik der Gewerkschaftsbürokratien und der Sozialdemokratie –
aber schließlich auch der Linksparteien –  auf  eine Politik der nationalen
Einhe i t  mi t  dem  Kap i ta l ,  au f  Koa l i t i onsreg ierungen  und
Sozialpartner_Innenschaft  in  den  Betrieben  hinaus.  Die  Politik  des
Burgfriedens sorgt dafür, dass Proteste im Zaum gehalten werden oder erst
gar  nicht  aufkommen.  Somit  besteht  eine  der  zentralen  Aufgaben  von
Revolutionär_Innen  darin,  den  Einfluss  dieser  Kräfte  auf  die  Masse  der
Arbeiter_Innenklasse zu brechen.

Internationalismus
Dies geschieht jedoch nicht durch alleiniges Kundtun, dass Bürokratie & Co
üble  Verräter_Innen  sind.  Sonst  wäre  es  schon  längst  im  Laufe  der
Geschichte passiert, dass die Massen sich von diesen Kräften abwenden und
automatisch zu Revolutionär_Innen werden. Deswegen bedarf es hier der
Takt ik  der  Einheits front ,  des  Aufbaus  von  Bündnissen  der
Arbeiter_Innenklasse  für  Mobilisierungen  um  konkrete  Forderungen.
Aufgabe ist, möglichst große Einheit der Klasse im Kampf gegen Kapital und



Staat herzustellen und im Zuge der Auseinandersetzung aufzuzeigen, dass
die  Gewerkschaftsbürokratie  oder  reformistische  Parteien  sich  selbst  für
solche Forderungen nicht konsequent ins Zeug legen.

Entscheidend  ist  es  also,  bestehende  Kämpfe  und  Bewegungen
zusammenzuführen, die existierende Führung dieser sowie der etablierten
Organisationen  der  Arbeiter_Innenklasse  herauszufordern.  Dies  kann
beispielsweise  dadurch  geschehen,  dass  es  eine  Wiederbelebung  der
Sozialforen  gibt  –  diesmal  jedoch  nicht  nur  als  Versammlungen  zur
unverbindlichen Diskussion, sondern zur beschlussfähigen Koordinierung des
gemeinsames Kampfes. Doch ein alleiniges Zusammenführen von ganz vielen
verschiedenen Bewegungen reicht nicht. Unterschiedliche Positionierungen,
Eigeninteressen und fehlende oder falsche Analysen können zu Stagnation
und  letztendlich  zum  Niedergang  dieser  führen.  Es  braucht  einen
gemeinsamen Plan, ein gemeinsames – revolutionäres – Programm, für das
die  revolutionäre  Organisation  eintreten  muss.  Eine  solche  müssen  wir
aufbauen – in Deutschland und international.

Alle Jahre wieder Lockdown. Wie
kann es der letzte werden?
Von Dilara Lorin

Wieso sind wir eigentlich nicht überrascht darüber, dass wir diesen Winter
wieder in der mittlerweile 4. Corona-Welle stecken? Unterbewusst war es
uns doch klar, dass Corona nicht über den Sommer verschwinden wird und
auch wenn die Gedanken darüber immer weiter kollektiv verdrängt wurden,
wussten wir, dass wir der Realität einer fortlaufenden Pandemie ins Auge
blicken müssen. Die 4. Welle ist mitten in Deutschland angekommen: Die
Inzidenzen  liegen  bundesweit  seit  mehreren  Wochen  über  ca.  25.000
Neuinfektionen, seit Beginn der Pandemie sind mehr als 100.000 Menschen

https://onesolutionrevolution.de/alle-jahre-wieder-lockdown-wie-kann-es-der-letzte-werden/
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an  Corona  verstorben  und  die  Zahlen  sinken  kaum  und  aufgrund  von
Meldeverzug in den Ämtern und Staus in den Laboren sinken die wahren
Infektionen wahrscheinlich gar nicht ab. Schaut man sich die Karte zu den
Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner_Innen binnen der letzten 7 Tage an,
sieht man dunkelrote bis pinke oder lilane Flecken- das heißt wir haben
ausschließlich 200er- bis über 1000er-Inzidenzen pro Landkreis. Am meisten
stechen dort Ost- und Süddeutschland hervor, wo es keinen Landkreis gibt,
der aktuell unter 600 Infektionen pro 100.000 Einwohner_Innen liegt.
Obendrauf verbreitet sich die Omikron-Variante in der Bevölkerung immer
weiter,  welches  einen  noch  krasseren  Schwenk  in  der  aktuellen  schon
krassen Situation verursachen wird.  Nun hört  man vermehrt:  „Ja  impfen
bringt ja eh nichts, man wird trotzdem krank. / Wir müssen einfach lernen
mit der Pandemie zu leben und der natürlichen Auslese freien Lauf lassen“
und auf der anderen Seite werden Stimmen laut, die eine Impfflicht fordern,
während die Schulen offen bleiben und Arbeiter_Innen jeden Tag zur Arbeit
gehen müssen. Wir wollen in diesem Artikel auf verschiedene Strategien der
Pandemiebekämpfung eingehen und unsere Perspektive aufzeigen.

Die Schulen werden durchseucht – Wir Jugendlichen müssen darunter
leiden



Am schlimmsten sieht die Karte Deutschlands für die Neuinfektionen pro
100.000 Einwohner_Innen für Jugendliche aus: Bei den 5- bis 14-Jährigen
gibt es kaum Landkreise, die unter 400 Neuinfektionen liegen! Wie denn
auch,  wenn  die  Schulen  offen  sind,  die  erst  allmählich  geimpften
Schüler_Innen jeden Tag mit den öffentlichen Verkehrsmitteln zur Schule
fahren und kaum Lüftungsanlagen installiert wurden, obwohl seit Anfang der
Pandemie  davon  gesprochen  wird,  dass  es  notwendig  ist  und  die
Hygienebedingungen  genauso  scheiße  sind  wie  vor  der  Pandemie?  Wird
ein_e Schüler_In in der Klasse positiv getestet und berichtet dies der Schule,
dann geht oftmals nur der_die Banknachbar_In in Quarantäne und wenn es
hoch kommt, die Person die vor Ihnen saß, aber die Klasse selber bleibt in
der Schule. In den Klassen wird oftmals schon lange nicht mehr die Maske
komplett über den ganzen Tag getragen, gelüftet wird auch immer weniger
bei diesen niedrigen Temperaturen. Und was passiert mit den Schüler_Innen,
welche sich  in  Quarantäne begeben? Sie  haben dadurch einen Nachteil,



obwohl sie sich und andere mit dieser Maßnahme schützen. Den Unterricht
müssen sie selbst nachholen, Haufen von Arbeitsblättern mit Inhalten, die sie
sich selber beibringen sollen und wenn die Quarantäne vorbei ist, sollen sie
alle  Klassenarbeiten  und  Test  oftmals  an  1-2  Tagen  nachholen.  Der
Notendruck und Prüfungsstress ist gefühlt um das Doppelte angestiegen und
genauso leidet die Psyche vieler Schüler_Innen.

Wie können wir zulassen, dass die Schulen durchseucht werden, während die
Pandemie etliche Menschen das Leben kostet und die neu aufkommenden
Varianten immer härter bei Jugendlichen wirken? Wie kann es sein, dass die
Ampelkoalition  kaum  etwas  zur  Lage  in  den  Schulen  sagt,  es  kaum
Berichtserstattungen darüber gibt? Wir können das nicht mehr einfach so
hinnehmen!  Wir  brauchen  eine  Bewegung,  die  Forderungen  nach  einem
sicheren Schulalltag erkämpft. Sichere Schule heißt: Lüftungsanlagen, Test
für  alle  egal  ob  geimpft  oder  ungeimpft,  Masken  für  alle  und  gute
Hygienebedingungen im Schulgebäude. Wenn die Inzidenzen auf eine immer
drastischere Situation hinführen, dann brauchen wir die Möglichkeit,  den
Unterricht  online  durchzuführen  und dafür  muss  jeder_m Schüler_In  ein
Endgerät  vom Staat  und gute  Internetverbindung zur  Verfügung gestellt
werden. Wenn der Staat Milliarden für die Rettung der Lufthansa ausgeben
kann,  dann kann er  auch Millionen gute  Laptops  zur  Verfügung stellen.
Gleichzeitig  muss  es  für  Schüler_Innen,  welche  zu  Hause  keine  gute
Lernatmosphäre  haben  oder  sich  dort  aus  anderen  Gründen  nicht  wohl
fühlen, die Möglichkeit geben, die leeren Räume der Schule zu nutzen.

Und nun? Was muss gemacht werden?
Es ist ein Skandal, dass der Ampel nach so langer Zeit der Pandemie nichts
einfällt, außer Masken und Lüften, das Schließen der Restaurants etc. ab 20
Uhr und bei einer Inzidenz über 1000 dürfen sich Geimpfte nur mit einem
Ungeimpften  treffen.  Wir  brauchen  stattdessen  einen  solidarischen  und
wirtschaftlichen Lockdown, der konsequent aber dadurch kürzer ist. Damit
meinen wir  nicht  „Bleibt  alle  zu Hause,  falls  ihr es euch leisten könnt“,
sondern es bedeutet, dass bis auf Notversorgung wir alle zu Hause bleiben,
uns aber der/die Arbeitgeber_In den Lohn weiterbezahlt. Jetzt gerade landet
das in den Taschen der CEOs und Besitzenden, während wir uns jeden Tag



der Gefahr aussetzen, uns oder andere anzustecken.
Die bürgerlichen Medien vermitteln die Illusion, dass durch eine Impfpflicht
das  Problem gelöst  werden könnte,  während diese  Diskussion  eher  eine
Schattendiskussion  ist,  da  es  in  der  aktuell  neu  eskalierenden  Situation
(Hohe Inzidenzzahlen, Omikron, Überlastung des Gesundheitssystems…) am
Kern des Problems vorbeigeht. Dass kapitalistische Staaten immer mehr dazu
„gezwungen“ sind,  zu so drastischen Maßnahmen wie der Impfpflicht  zu
greifen, kommt daher,  dass die Corona-Gesundheitskrise immer mehr die
Krise  des  nationalstaatlich  organisierten  Kapitalismus  aufzeigt  und dabei
immer deutlicher macht, wie unfähig das System ist, die Pandemie schnell,
effizient und global zu bekämpfen. Denn eins ist klar: Einzig und allein zu
fordern:  „Lasst  euch  impfen“,  wird  die  Pandemie  nicht  aufbrechen.  Wir
brauchen  keine  Aufforderungen  und  Lösungsvorschläge,  die  nur  auf  das
Handeln  eines  Individuums  abzielen,  sondern  wir  brauchen  eine  globale
Zero-Covid Strategie, wobei erkämpft werden muss, dass die Patente auf die
Impfstoffe  freigegeben  werden!  Denn  wenn  sich  die  imperialistischen
Staaten durchimpfen lassen, aber die halbkoloniale Welt nicht das Geld dazu
hat,  den  Impfstoff  zu  kaufen  oder  wegen  der  Patente  gar  selbst  zu
produzieren, dann werden nicht nur weiter abertausende Menschen sterben,
sondern immer neue Mutationen entstehen, bei denen irgendwann auch der
aktuelle  Impfstoff  nicht  mehr  wirken  wird.  Dabei  spielt  die  EU  eine
unrühmliche Rolle, die die Blockade der Freigabe durchsetzt (siehe Bild).



Außerdem  kann  eine  globale  Kampagne,  die  zur  Impfung  aufklärt  und
jeder_m diese umsonst zur Verfügung stellt, mehr dazu beitragen, dass sich
viele Menschen impfen lassen als eine Pflicht und Geldstrafen.

Impfpflicht- Ja oder Nein?
Eine  Impfpflicht  wäre  unter  2  wichtigen  Voraussetzungen  die  richtige
Entscheidung:  Erstens  unter  der  Bedingung,  dass  die  Pflege  massiv
ausgebaut wird, höhere Bezahlung der Beschäftigten durchgesetzt wird und
mehr Investitionen in das Gesundheitssystem stattfinden. Zweitens: Wenn es
kollektive und mobile Impfteams in jeder Nachbarschaft gibt, die von Tür zur
Tür gehen und die Leute impfen können. Damit spart man sich schon einmal
stundenlanges Schlangestehen vor den Impfzentren, wofür momentan viele



Arbeiter_Innen einen ganzen freien Tag nehmen müssen. Mit gutem Beispiel
geht dabei Kuba voran: Sie entwickelten nicht nur ihren eigenen Impfstoff,
sondern  setzten  besagte  mobile  Impfteams  ein  und  führten  mittels
Nachbarschaftshilfen  eine  kollektive  Impfkampagne durch,  sodass  aktuell
82,6% der Kubaner_Innen vollständig geimpft sind.
Wir müssen bei einer global organisierten Kampagne vor allem bedenken,
dass  wir  uns  impfen lassen,  um die  Gefährdung von Risikopatient_Innen
durch eine Infektion soweit wie möglich zu minimieren. Dabei stellen wir
bewusst  das  Selbstbestimmungsrecht  der  potentiell  Betroffenen,  nicht  zu
erkranken, über unser Recht, uns nicht zu impfen. Dabei ist zu bemerken:
Wirkliche Nebenwirkungen nach einer Impfung treten nur bei 0.02% auf,
aber ganze 14% der Corona-Infektionen haben einen schweren Verlauf- das
ist  ein  700-mal  höheres  Risiko,  wenn  man  davon  ausgeht,  dass  die
Herdenimmunität  das  Ziel  ist,  also  die  meisten  entweder  geimpft  oder
genesen sein müssen.

Wir müssen uns also bewusst machen, dass die Pandemie nicht einfach so
verschwinden  wird,  wenn  wir  nur  einen  Hebel  bewegen,  aber  alle
Bedingungen, die eine effektive globale Eindämmung bis heute verhindern,
außer Acht lassen. Wir müssen anfangen, mit weltweiten Forderungen zu
kämpfen: Es wird uns in Deutschland, Singapur oder Kanada nichts bringen,
wenn wir durchgeimpft sind aber der Rest der Welt unter der Pandemie
leidet und nicht an Impfstoffe herankommt, weil die Pharmakonzerne lieber
Profit  damit  machen,  als  Menschenleben  zu  retten.  Wir  brauchen  eine
Bewegung, die die durch die Corona-Krise hervorgehobenen Probleme als
Produkte  des  kapitalistischen  Systems  erkennt  und  international  als
Arbeiter_Innen  und  Jugendbewegung  für  folgende  Forderungen  kämpft:

Für einen globalen und solidarischen Wirtschaftslockdown bei vollen
Lohnfortzahlungen!
Konsequente  Durchsetzung  von  effizienten  Hygienekonzepten  in
Schulen & Unis!
Kostenlose  Endgeräte,  gute  Internetverbindungen  und  sichere
Lernräume, für alle, die im Homeschooling lernen!
Freigabe der Impfpatente und faire Verteilung der Impfstoffe und



Produktionsmöglichkeiten!
Mobile Impfteams in jeder Nachbarschaft!
Aufrüstung  des  Gesundheitssystems  und  höhere  Löhne  für  die
Beschäftigten statt einmaliger Corona-Boni!

Wie  die  EU  die  Evakuierung
afghanischer  Geflüchteter
sabotiert
von Florian Hiller

Was ist in Afghanistan passiert?

Nach 20 Jahren Besatzung durch die USA und ihre Verbündeten zogen am
29. Juni die letzten Kommandos der Bundeswehr aus Afghanistan ab. Nur
einige Wochen später, am 16.08.21, verkündete die afghanische Regierung
die  endgültige  Kapitulation  und  die  „friedliche  Machtübergabe“  an  die
islamistischen Taliban. Die erneute Machtübernahme durch die Taliban, die
bereits  von  1996 bis  2001 Afghanistan  kontrollierten,  bedeutet  für  viele
Menschen  grausame  Zustände.  Auch  wenn  die  Taliban-Regierung  sich
zunächst friedlich gibt, ist zu befürchten, dass Zustände aus den 90er Jahren
zurückkehren.  Damals  wurden  Menschen  gefoltert,  Frauen  grundsätzlich
unter Hausarrest gestellt  und Schulen für Mädchen geschlossen. Deshalb
haben vor allem Frauen ein großes Interesse daran, das Land zu verlassen.
Besonders  gefährdet  sind  aber  auch  die  Menschen,  die  während  der
Besatzung durch die USA und ihren Verbündeten für diese gearbeitet haben,
wie zum Beispiel die Ortskräfte, die für die Bundeswehr arbeiteten.
Außerdem  sind  Menschenrechtsaktivist_Innen,  Journalist_Innen,
Frauenrechtler_Innen und viele weitere in Gefahr, die den Taliban gegenüber
stehen.
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Was hat die Bundesregierung für diese Menschen getan?

Am  26.8.  endete  der  deutsche  Evakuierungseinsatz  am  Flughafen  der
afghanischen  Hauptstadt  Kabul.  Laut  Verteidigungsministerin  Kramp-
Karrenbauer seien 5400 Menschen ausgeflogen worden. Darunter waren 231
Ortskräfte,  was  ziemlich  wenig  ist,  wenn  man  bedenkt,  dass  laut
Bundesregierung etwa 2500 Afghan_Innen für Deutschland gearbeitet haben.
Natürlich gibt es auch Menschen, die trotz der Gefahr ihre Heimat nicht
verlassen wollen. Aber trotzdem lässt sich sagen, dass diese „Evakuierung“
doch eher den eigenen Kräften diente und nicht wirklich der afghanischen
Bevölkerung half. Eine weitere Maßnahme, die Außenminister Heiko Maas
als super Aktion verkaufte, ist die Unterstützung der Nachbarländer durch
Hilfszahlungen. Problematisch ist dabei vor allem die Rolle Pakistans. Die
islamische  Republik  steht  unter  dem  Verdacht,  selbst  die  Taliban  zu
unterstützen.  Die  Nationale  Widerstandsfront  (NRF),  bestehend  aus
afghanischen  Pandschir-Kämpfer_Innen,  wirft  dem  pakistanischen
Militärgeheimdienst  ISI  vor,  die  Taliban dabei  unterstützt  zu haben,  den
letzten Bereich der noch Widerstand leistete, das Pandschir-Tal, zu erobern.
Auch in der afghanischen Bevölkerung gibt es immer wieder Proteste gegen
die Einmischung Pakistans, so auch nach der Eroberung des Pandschir-Tals,
als Hunderte in Kabul auf die Straße gingen.
Würdelos, aber nicht überraschend, war die Reaktion von Armin Laschet.
Während Menschen bei dem Versuch auf Flugzeuge zu springen, sterben, um
irgendwie  Afghanistan  zu  verlassen,  fällt  ihm  nichts  Besseres  ein,  als
Deutschland zu versichern, „2015 darf sich nicht wiederholen“.

Und wie sieht es in der restlichen EU aus?

Auf jeden Fall  nicht besser.  Wieder einmal geht das Geschacher um die
Geflüchteten los. Anstatt gemeinsam Menschen in Not zu helfen, wird sich
abgeschottet oder die Situation nur für eigene politische Zwecke genutzt.
Nachdem  eine  größere  Anzahl  von  Geflüchteten  aus  dem  Irak  und
Afghanistan die polnische Grenze erreichte, rief Polens Präsident Andrzej
Duda  den  Notstand  an  der  Grenze  aus.  Daraufhin  wurde  Stacheldraht
aufgebaut,  Soldat_Innen  positioniert  und  Hilfsorganisationen  der  Zutritt
verweigert. Das führte unter anderem dazu, dass 32 afghanische Geflüchtete



wochenlang in einem Wald im Grenzgebiet festsaßen. Vor sich polnische,
hinter sich belarussische Soldat_Innen. In Österreich hat sich Kanzler Kurz
sofort mit den Worten: „Das wird es unter meiner Kanzlerschaft nicht geben“
gegen jegliche Aufnahme von Geflüchteten ausgesprochen.
Hoffnung macht da nur die Reaktion breiter Teile der Gesellschaft. Umfragen
belegen die große Bereitschaft der Bevölkerung in Deutschland, Geflüchtete
aus  Afghanistan  aufzunehmen.  Nach  dem  Meinungsforschungsinstitut
„YouGov“  spricht  sich  eine  Mehrheit  von  63  Prozent  dafür  aus.
Außerdem kam es in den Wochen nach der Machtübernahme der Taliban
weltweit zu Solidaritätskundgebungen, die die Aufnahme von Afghan_Innen
forderten. In Berlin kamen am 28. August ca. 2500 Menschen zusammen.
Auch wir von REVOLUTION beteiligten uns bundesweit an den Aktionen und
werfen dabei folgende Forderungen auf:

Sofortige und unbürokratische Evakuierung und Aufnahme all jener
Menschen, die das Land verlassen wollen/müssen!
Offene Grenzen und volle Staatsbürger_Innenrechte für alle!
Nein zu Krieg und Besatzung, Stopp aller Waffenexporte!
Hoch  die  internationale  Solidarität  –  Für  den  Aufbau  einer
internationalistischen  Bewegung  gegen  Krieg,  Besatzung  und
Fundamentalismus – für ein sozialistisches Afghanistan als Teil einer
sozialistischen Räteföderation Nahost!

Omikron – zurück auf Los?
Jaqueline Katherina Singh spricht darüber, was es mit der neuen Variante
des Corona-Virus auf sich hat, welche Gefahren damit einhergehen und was
wir dagegen tun können!

B.1.1.529 oder Omikron steht für eine Variante des Corona-Virus, die derzeit
die  gesamte  Welt  den  Atem  anhalten  lässt.  Der  Ursprung  scheint  im
südlichen Afrika zu liegen und wurde zuerst in Südafrika entdeckt. Dort sei
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laut  FAZ  die  Mutante  aufgefallen,  als  Corona-Infizierte  nicht  über
Geschmacksverlust, sondern unfassbare Müdigkeit klagten. Untersuchungen
folgten und führten zur Feststellung: Die Delta-Variante scheint von einer
ansteckenderen  abgelöst  zu  werden.  Omikron  enthält  mehr  als  dreißig
Mutationen allein an den Virus-„Stacheln“, also den Spike-Proteinen an der
Oberfläche, mit denen sich der Erreger Zugang zum menschlichen Körper
verschafft  und  auf  das  die  meisten  derzeit  verwendeten  Impfstoffe
ausgerichtet sind. In der südafrikanischen Provinz Gauteng mit den Städten
Pretoria  und Johannesburg ist  die  Zahl  der  neu registrierten Infektionen
exponentiell  gestiegen  und  macht  schon  neunzig  Prozent  der  zuletzt
entdeckten Viren aus. Dazu muss allerdings auch angemerkt werden, dass
die vorherige Zahl der Infektionen recht gering gewesen ist. Es könnte sich
demnach also auch um einen „Gründereffekt“ handeln – also, dass sich die
Viren  bislang  vor  allem  in  Gegenden  mit  wenig  geimpften  Menschen
ausbreiten.

Doch die Probleme, welche die neue Mutante mit sich bringen könnte, liegen
auf der Hand: Das Virus könnte infektiöser sein und sich dadurch schneller
und leichter verbreiten. Es könnte sich aggressiver im Körper ausbreiten und
beispielsweise Organe stärker befallen oder – das größte Schreckgespenst
von allen – es könnte die derzeit verbreiteten Impfstoffwirkungen umgehen
und  die  erste  wirkliche  „Escape-Mutante“  darstellen,  gegen  die  die
Impfstoffe  nicht  mehr  oder  in  einer  stark  geschwächten  Form  wirken.

Isolation statt Lösung
Angesichts dieser Aussichten ist es nicht verwunderlich, dass von der Leyen
am Freitag bekannt gab, dass durch Fluggesellschaften „nur noch deutsche
Staatsbürger  nach  Deutschland  befördert“  werden  dürfen.  Außerdem
müssten alle  Eingereisten  –  auch vollständig  Geimpfte  –  für  14  Tage in
Quarantäne.  Die  EU  hat  darüber  hinaus  auch  Flugreisen  von  anderen
Ländern im südlichen Afrika unterbunden. Die erste Reaktion gleicht jener
beim Auftreten der  ersten Virusvariante  2019.  Es  wird  versucht  sich  zu
isolieren,  um sich  zu  schützen.  Was  als  hartes  Durchgreifen  und starke
Schutzmaßnahme wirken soll, ist allerdings nur ein Tropfen auf dem heißen



Stein.

Zwar wurde der Flugverkehr eingestellt, aber die ersten Fälle sind schon
angekommen  unter  anderem  in  Großbritannien,  Dänemark,  Tschechien,
Deutschland. In den Niederlanden strandeten am Amsterdamer Flughafen
Passagiere  aus  Südafrika.  Laut  der  niederländischen Gesundheitsbehörde
GGD gab es 61 positive PCR-Tests, 13 dieser positiv getesteten Personen
wurden anschließend positiv auf Omikron getestet. Darüber hinaus wurden
nun  auch  in  Schottland   die  ersten  Fälle  von  potentiellen  Omikron-
Infektionen bekannt,  die  nicht  mit  einer  Reise  in  das  südliche  Afrika  in
Verbindung gebracht werden können. Eine schon stärkere Verbreitung des
Virus in der schottischen Gesellschaft wird dadurch nahegelegt.

Die  Ausweitung  in  Europa  wird  als  „hoch  bis  sehr  hoch“  eingeschätzt.
Wundert das? Eigentlich nicht. Schließlich können die aktuellen Regelungen
nicht mal der Delta-Variante Einhalt gebieten. Vielmehr platzen aktuell in
Deutschland  die  Intensivstationen  aus  allen  Nähten,  sodass  an  manchen
Orten  die  Triage  beginnt.  Gründe  dafür  sind  unter  anderem:  eine
ungenügende  Impfkampagne,  die  es  nicht  geschafft  hat,  die  Zahl  der
Impfungen rechtzeitig zu erhöhen.

Notwendig  wäre  ein  solidarischer  Lockdown,  der  nicht  nur  den
Freizeitbereich, sondern auch alle gesellschaftlich nicht notwendige Arbeit
betreffen müsste, verbunden mit einer internationalen Zero-Covid- Strategie
sowie  einem  massiven  sozialen  Schutzschirm,  finanziert  durch  eine
Besteuerung der großen Kapitale und Vermögen. Das heißt unter anderem
auch 100 % Lohnfortzahlung für alle, die nicht arbeiten gehen können, das
Verbot  von  Mietpreissteigerungen,  Zwangsräumungen  und
Wohnungskündigungen. Ebenso eine massiven Ausbau und Investitionen in
das  Gesundheitssystem,  eine   Einkommenserhöhung von  mindestens  500
Euro/Monat  für  alle  in  Krankenhäusern  und  Pflegeeinrichtungen
Beschäftigten.  Stattdessen  gibt  es  mal  wieder  halbgare  Lösungen:
unterschiedliche 3G-, 2G-, 2G+-Regelungen, um die Wirtschaft nicht zu stark
zu belasten.



Gebt die verdammten Patente frei!
Noch ist  unklar,  welche praktischen Folgen die Mutationen von Omikron
genau  haben  werden  und  wie  wirksam  die  Impfstoffe  sind.  Die  bisher
gemeldeten Fälle scheinen zumindest keinen schwereren Krankheitsverlauf
mit  sich  zu  bringen.  Insgesamt  ist  es  auch  wenig  vermeidbar,  dass
Mutationen an sich entstehen. Allerdings hätte man die Wahrscheinlichkeit
absenken können.

In Südafrika sind bisher 26 % der Bevölkerung geimpft. Mit dieser Quote
steht es im afrikanischen Vergleich noch gut da. Länder mit höheren Quoten
auf dem Kontinent sind nur Botswana (36 %, Marokko 65,6 % und Tunesien
50,7 %). Es folgen Länder wie Algerien, Angola, Lesotho, deren Impfquoten
zwischen  10  %  und  25  %  liegen.  Alle  anderen  liegen  darunter.  Ende
November  2021  sind  laut  Al  Jazeera  erst  6,6  %  der  Bevölkerung  des
Kontinents geimpft, obwohl die afrikanische Gesamtbevölkerung rund 16 %
der Weltbevölkerung ausmacht. Eine Folge der Impfunwilligkeit? Wohl kaum.

Bei der Sicherung der Impfstoffe hieß es von Anfang an: Wer zahlt, kann
seine Bevölkerung schützen. Die imperialistischen Länder werden davon also
begünstigt. Jene wie Deutschland, die Biontech beherbergen, profitieren von
dieser Regelung auch noch.

Der Kontinent leidet also unter einem Mangel an Impfstoffen, der durch die
fehlenden Lieferungen von Covax, der globalen Initiative zur gemeinsamen
Nutzung  von  Impfstoffen,  noch  verschlimmert  wird.  Das  Problem wurde
dadurch  zusätzlich  verschärft,  dass  imperialistische  Länder,  die  sich  zur
Unterstützung  der  Initiative  verpflichtet  haben,  nur  einen  Bruchteil  der
versprochenen  Dosen  lieferten  oder  aber  Länder  wie  Deutschland
Impfstoffdosen  nicht  an  andere  Länder  verschicken  können,  da  in  den
Kaufverträgen mit den HerstellerInnen (z. B. Moderna) ein Weitergabeverbot
verankert wurde. Anstatt überschüssige Dosen spenden zu dürfen, möchten
die  Impfstoffhersteller  lieber  ein  weiteres  Geschäft  in  den  afrikanischen
Ländern machen. Einen großen Rückschlag erlebte Covax, als Indien in Folge
seiner  katastrophalen  Pandemie-Lage  am  22.  April  2021  alle  Impfstoff-
Exporte  einstellte.  Um  diesen  Ausfall  auszugleichen,  sagte  die  EU  bis



Jahresende  Spenden  von  mindestens  100  Millionen  Impfdosen  zu,
Deutschland soll davon 30 Millionen Dosen stellen. Doch die für Dezember
geplante  Abgabe  von  5,8  Millionen  Dosen  Biontech-Impfstoff  wurde  auf
Grund der gestiegenen Nachfrage aber verschoben. Die Booster-Impfungen
in den kommenden Monaten werden jedoch auch nicht dafür sorgen, dass
sich diese Lage rasch verändert.

Zwar  haben  die  Impfstofflieferungen  in  den  letzten  drei  Monaten
zugenommen. Seit Februar 2021 hat Afrika 330 Millionen Dosen aus der
Covax-Fazilität, dem African Vaccine Acquisition Task Team und bilateralen
Abkommen erhalten. Allerdings wurde der Großteil davon, rund 83 %, erst
seit August geliefert.

Insgesamt  zeigt  das  auf:  Auch  hier  sind  die  Profite  wichtiger  als
Menschenleben. Das hat nicht nur fatale Folgen in halbkolonialen Ländern,
sondern für die gesamte Welt, wie uns das Auftreten der neuen Omikron-
Variante deutlich vor Augen führt. Daher sollten wir alle für eine Aufhebung
der Patente und eine globale Ausweitung der Produktionskapazitäten der
Vakzine eintreten. Genauso wichtig ist aus bereits genannten Gründen die
Forderung nach einem umfassenden Technologie- und Wissenstransfer sowie
Bereitstellung  von  personellen  Ressourcen,  um  die  weltweiten
Produktionskapazitäten für diese Art von Impfstoff stark auszubauen. Um
global  einen  gerechten  Zugang  zu  Impfstoffen  durchzusetzen,  muss
zusätzlich  auch  die  weitreichendere  Forderung  nach  vollständiger
Enteignung der  Pharmakonzerne sowie  des  gesamten Gesundheitssektors
unter Kontrolle der Lohnabhängigen auf die Tagesordnung gesetzt werden.
Denn  es  herrscht  nicht  nur  eine  ungleiche  Verteilung  von  Impfstoffen,
sondern auch von Arzneimitteln und medizinischer Ausrüstung insgesamt.

Was braucht es, damit das Realität wird?
Bloßes  Bitten  wird  nicht  reichen,  diese  Forderungen  umzusetzen.  Auch
einzelne  Proteste  oder  Schreiben  von  ÄrztInnen  reichen  nicht  aus,  die
bürgerlichen Regierungen dazu zu bringen, die Profite der Pharmaindustrie
zu  schröpfen.  Wenn  wir  dieses  Ziel  erreichen  wollen,  braucht  es  einen
solidarischen  Kampf  der  gesamten  ArbeiterInnenklasse  und  ihrer



Organisationen,  allen  voran  den  Gewerkschaften,  der  nicht  nur  auf
Demonstrationen setzt, sondern auch auf Streiks und betriebliche Aktionen.
In der aktuellen Lage, in der es Kampagnen wie #ZeroCovid nicht geschafft
haben, eine breite Masse für sich zu gewinnen, und sich die radikale Linke
zum Großteil in Passivität wiegt, scheint auch das fast unmöglich. Darüber
hinaus haben die widersprüchliche und konzeptlose Politik der bürgerlichen
Regierung  und  die  faktisch  Aufgabe  einer  eigenen  Politik  durch
Gewerkschaften, Sozialdemokratie,  linke Parteien und eines Großteils der
radikalen Linken auch das Wachstum der reaktionären QuerdenkerInnen und
der Rechten, die sich als „FreiheitskämpferInnen“ gerieren, gestärkt.

Deshalb  bedarf  es  eines  Kurswechsels,  mag  er  auch  schwer  zu
bewerkstelligen  sein.  Es  ist  die  Aufgabe  von  RevolutionärInnen,  ja  allen
k lassenkämpfer i schen  Krä f ten ,  Forderungen  in  aktue l le
Auseinandersetzungen wie Streiks reinzutragen. Der Gesundheitssektor steht
in  vielen  Regionen  faktisch  vor  dem Zusammenbruch,  die  Lage  an  den
Schulen ist aberwitzig. Allein das wären unmittelbare Anknüpfungspunkte.
Ein  solidarischer,  rascher  Lockdown  ist  notwendig,  um  die  Zahl  der
Neuinfektionen zu senken. Um das durchzusetzen, reichen Sharepics nicht,
sondern es müssen Betriebsversammlungen organisiert werden, bei denen
auch  die  Frage  eines  solidarischen  Lockdowns,  die  Forcierung  einer
Impfkampagne  sowie  die  Freigabe  der  Patente  diskutiert  und  gefordert
werden. Um die Beschäftigten für betriebliche Aktionen bis hin zu Streiks zu
gewinnen und eine breite gesellschaftliche Bewegung aufzubauen, müssen
wir  jedoch  auch  organisiert  und  gemeinsam  gegen  die  zu  erwartende
Hinhaltetaktik  der  Gewerkschaftsapparate  vorgehen.  Das  politische
Versteckspiel  während  der  Pandemie,  das  illusorische  Hoffen  auf  die
„SozialpartnerInnenschaft“  mit  Kapital  und  Kabinett  hat  mit  dazu
beigetragen, dass die Lohnabhängigen, die ArbeiterInnenklasse im Kampf
gegen das Virus nicht als politische und soziale Kraft in Erscheinung tritt. Es
ist  die  Aufgabe  oppositioneller  GewerkschafterInnen,  diese
Auseinandersetzung zu forcieren – im Interesse der gesamten Klasse.



Kleine  Geschichtsstunde:  Die
sozialistische  Vergangenheit
Afghanistans
von Romina Summ

Um die momentane Situation in Afghanistan einzuordnen, ist es wichtig, die
Geschichte zu kennen. Nach der Kolonialzeit unter britischer Vorherrschaft
erlangte  Afghanistan  1919  seine  Unabhängigkeit.  In  den  1930er  Jahren
wurden nach und nach demokratische Rechte im damaligen konstitutionellen
Königreich eingeführt, wie Wahlrecht, Frauenwahlrecht und Pressefreiheit.
Dennoch war das Land von einer starken Bürokratie und Korruption geprägt
und  industriell  völlig  unterentwickelt.  So  gab  es  zum  Beispiel  eine
Analphabetenrate von 90 Prozent. Erst 1973 wurde durch einen Putsch unter
Daoud Khan die Republik  Afghanistan ausgerufen,  die  bis  1978 bestand.
Seine Ziele  waren die  Modernisierung und Alphabetisierung des  Landes.
Unter ihm gab es ein Einparteiensystem unter der Nationalen Revolutionären
Partei, der Einfluss der Sowjetunion auf das Land wurde ausgeweitet und die
Monarchie wurde vollständig zurückgedrängt.  Trotzdem blieb das System
sehr bürokratisch und vollkommen kapitalistisch.  Vieles,  was Daoud sich
vorgenommen hatte, wurde nicht erreicht und die Sicherung seines Regimes
musste mit Gewalt durchgesetzt werden. Das Regime hat jeden Widerstand
brutal niedergeschlagen. Getragen wurde Daouds Regime vor allem von den
Offizieren im Militär, die von nationalistischen Ideen inspiriert waren. Die
Kommunist_Innen waren damit  höchst  unzufrieden und organisierten den
Widerstand.  Am  1.  Januar  1965  wurde  die  Demokratische  Volkspartei
Afghanistans gegründet, die erste kommunistische Partei Afghanistans. Die
Partei wurde 1966 verboten und spaltete sich 1967 in zwei, sich oft feindlich
gegenüberstehende Flügel. Diese hießen Khalq- und Parcham-Fraktion und
hatten jeweils  eigene Generalsekretäre  und Politbüros.  Diese  waren sich
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uneinig, wie man die Macht erringen und den Staat aufbauen sollte: Khalq
war  für  eine  klassisch  stalinistische  Revolution  von  oben  durch  eine
Kaderpartei  und  Parcham  für  eine  Revolution  durch  Volksfront  aus
patriotischen und antiimperialistischen Kräften. Schließlich wandten sie sich
jedoch zusammen gegen das Regime. Am 28. April 1978 gelangte die DVPA
durch  die  Saurrevolution  an  die  Macht  und  rief  die  Demokratische
Volksrepublik  Afghanistan  aus.

Daraufhin wurde die Demokratische Republik Afghanistan ausgerufen. Die
stalinistische  Bürokratie  der  Sowjetunion  war  über  den  Machtwechsel
geteilter Meinung, da sie auch zum vorherigen Regime eine gute Beziehung
pflegte. So unterstütze die Sowjetunion das neue Regime zunächst kritisch,
was sich aber schnell  normalisierte.  Auch nach der Revolution hatte die
Sowjetunion  die  wirtschaftliche  und  militärische  Kontrolle,  während  die
politische  Kontrolle  in  Händen  der  DVPA  lag.  Aufgrund  ihrer  guten
Beziehungen zur Sowjetunion und in die Armee hatten die Khalq, mit deren
führenden Kopf Taraki an der Spitze, die absolute Vorherrschaft in Partei
und Staat.

Während  dieser  Zeit  gab  es  zahlreiche  soziale  Reformen:  Agrarreform,
Verbot  von  Zwangsehen,  Religionsfreiheit,  Bekämpfung  Analphabetismus,
Recht auf Bildung für Frauen, Schulpflicht, Überwachung und Kontrolle der
Moscheen, Industrialisierung, Ausbau des öffentlichen Gesundheitswesens.
Ihr beabsichtigtes Ziel war es, das Land in kürzester Zeit zum Sozialismus zu
bringen, zu mindestens sagten sie das. Dennoch fanden keine Enteignungen
und keine Bildung von Arbeiter_Innen und Bäuer_Innenräten statt. Es waren
im Grunde nur sehr linke bürgerliche Sozialreformen. Trotz fortschrittlichen
Charakters fanden viele Reformen gerade bei der ländlichen Bevölkerung
wenig  Akzeptanz,  was  auf  die  fehlende  Verankerung  des  Regimes  im
ländlichen Raum zurückzuführen ist. Dort wuchs der Widerstand unter den
islamistischen Widerstandskämpfern, den Mudschaheddin. Die Sowjetunion
bot der Regierung dagegen bereits militärische Hilfe an, doch dazu kam es
nicht, weil Tarakis Stellvertreter Amin an die Macht kam, und Taraki selbst
ermorden ließ. Amin stellte sich gegen die gesamte Partei und nachdem sich
Amin nun auch der USA zuwandt, ließ die Sowjetunion ihn ermorden und



ersetzte ihn durch einen Anführer der Parcham. Die Khalq-dominierte Armee
erkannte  die  neue  Regierung  nicht  an  und  es  kam zu  Desertionen  und
Zusammenarbeiten zwischen Khalqisten und den Mudschaheddin.

Welche Rolle spielte der Westen?

Aufgrund  des  Einflusses  der  Sowjetunion  auf  Afghanistan  hat  der  US-
Auslandsgeheimdienst CIA mit dem pakistanischen Geheimdienst die Mud-
schaheddin finanziell  massiv  unterstützt  in  der Hoffnung,  dass diese das
Land destabilisieren. Tatsächlich erhoben sie bald den Machtanspruch und
1979,  nur  ein  Jahr  nach  der  Ausrufung  der  Republik,  marschierte  die
Sowjetunion ein. Die USA wollte die Hilfe für die Mudschaheddin mit allen
verfügbaren  Mitteln  erweitern,  zunächst  unter  dem  demokratischen
Präsidenten  Carter  und  ab  1981  noch  stärker  unter  dem  Republikaner
Reagan. Dazu gehörten die Finanzierung, Bewaffnung und die Ausbildung
der Widerstandskämpfer.

Auch andere westliche Länder wie Großbritannien unter Thatcher fuhren
Kurs  gegen  die  Sowjetunion  und  beteiligten  sich  an  verschiedenen
Programmen.  Viele  westliche  Staaten  beteiligten  sich  in  Form  von
medizinischer Hilfe an US-Programmen. Der blutige Krieg hielt bis 1989 an,
kostete eine Millionen Afghan_Innen das Leben, trieb unzählige in die Flucht
und  mündete  mit  dem  Rückzug  der  sowjetischen  Armee  in  einem
Bürger_Innenkrieg, in dem die islamistischen Kräfte die Oberhand gewinnen
und die neue Regierung bilden. Vor der Unterstützung durch den Westen hat
der  Islamismus  kaum eine  Rolle  in  Afghanistan  gespielt,  2001  kam der
Einmarsch durch die NATO-Staaten wegen der islamistischen Regierung der
Taliban.  Also  unterstützten  sie  die,  die  sie  heute  bekämpfen  und  die
Afghan_Innen kennen seit über 40 Jahren nichts als Krieg.

Was können wir aus der Vergangenheit Afghanistanslernen?

Die  afghanische  Vergangenheit  zeigt  uns,  dass  Interventionen  und
Unterstützung  anderer  Gruppen  durch  imperialistische  Mächte  nicht  im
Interesse der dortigen Bevölkerung und gar der „Demokratie“ geschehen.
Sie verteidigen immer bloß ihr eigenes Interesse und das mit allen Mitteln,



selbst wenn es bedeutet, dass man sich mit reaktionären Kräften gegen den
gemeinsamen Feind verbündet. Das hat sich nicht nur in Afghanistan bei der
Unterstützung der Mudschaheddin gezeigt, sondern auch zum Bespiel beim
Abschlachten von Vietnames_Innen im Vietnamkrieg.

Wir dürfen daher als Kommunist_Innen den imperialistischen Staaten nicht
vertrauen und dürfen nicht darauf hoffen, dass sie Verantwortung für ihr
Handeln  tragen  werden.  Nur  eine  proletarische,  trotzkistische
Arbeiter_innenbewegung ist in der Lage die unterdrückten Massen in den
Halbkolonien aus den Fesseln der Imperialist_Innen zu befreien.

Solidarität mit den Geflüchteten
an  der  belarussisch-polnischen
Grenze!
Schon am 2. September diesen Jahres rief der polnische Präsident Andrzej
Duda den Notstand an der Grenze zu Belarus aus.  Zu diesem Zeitpunkt
waren es vor allem Menschen aus Afghanistan, die

vor der Machtübernahme der Taliban flüchteten. Auch die Grenzen zu den
weiteren  EU-Nachbarstaaten  zu  Belarus,  Litauen  und  Lettland  wurden
vermehrt  abgesichert.  Zu  diesem Zeitpunkt  hatte  das  Ganze  noch  keine
große Aufmerksamkeit.

Jetzt  eskalierte  die  Situation.  Etwa  4000  Menschen  harren  aktuell  bei
Temperaturen  um den  Nullpunkt  im  polnisch-belarussischen  Grenzgebiet
aus. Auf polnischer Seite steht ihnen ein extra aufgebauter Grenzzaun und
etwa  16000  Soldat_innen  gegenüber.  Und  hinter  ihnen  belarussische
Soldat_innen,  die  die  Menschen dazu  drängen,  die  Grenze  irgendwie  zu
überwinden.
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Aufgrund  des  verhängten  Notstands  durften  zunächst  auch  keine
Hilfsorganisationen das Gebiet betreten, um die Menschen zu versorgen. Erst
nach mehreren Tagen durften erstmals Helfer_innen zu ihnen. Inzwischen
sind  deshalb  mindestens  10  Personen  an  der  Grenze  gestorben.  Viele
Menschen  wurden  auch  beim  Versuch  die  Grenze  zu  überqueren  von
Grenzsoldat_innen verletzt. Ein Vertreter von Ärzte ohne Grenzen berichtet:
„Ich habe Menschen mit Verletzungen gesehen, verursacht durch Schläge
mit Gewehrkolben, Tritten in die Rippen, Spuren von Elektroschockern im
Nacken.“

Wie konnte es so weit kommen?

Blickt man auf die geographische Lage stellt sich zunächst einmal die Frage,
wie  die  Menschen  aus  dem Nahen  Osten  (aktuell  kommen  die  meisten
Geflüchteten an der polnischen Grenze aus Syrien und Irak) nach Belarus
kommen.  Bisher  waren  eher  die  Fluchtrouten  über  die  Türkei  oder  das
Mittelmeer bekannt.

Dazu müssen wir noch weiter zurück ins Jahr 2020 blicken, als in Belarus
gewählt wurde. Am 9. August reklamierte Alexander Lukaschenko bei einer
dreist manipulierten Wahl einen Erdrutschsieg für sich. Die Menschen in
Belarus reagierten mit Protesten. Die EU verhängte Sanktionen. Der Vorwurf
lautet  nun:  Lukaschenko  schleust  bewusst  Geflüchtete  an  die  EU-
Außengrenze,  um damit  die  EU unter  Druck  zu  setzen.  Und tatsächlich
klangen seine Worte am 26. Mai sehr stark nach einer Drohung: „Bis jetzt
haben wir Migranten und Drogen gestoppt. Jetzt werdet ihr selbst die Drogen
fressen  und  die  Migranten  einfangen.“  Als  Vorbild  galt  ihm  dabei
wahrscheinlich der türkische Präsident Erdogan, der im März 2020 ebenfalls
ankündigte, dass er „die Toren öffnen werde“. Anschließend gab es an der
griechischen  Grenze  ähnliche  Bilder  wie  jetzt  an  der  polnischen,  was
letztendlich dazu führte, dass das Abkommen mit der Türkei zur Abwehr von
Geflüchteten zu Gunsten der Türkei erneuert wurde. Und auch aktuell hat
die Türkei wohl wieder ihre Finger mit im Spiel, denn eine der Flugrouten,
über die die Menschen nach Belarus gebracht werden, geht über Istanbul.

Also sind Lukaschenko und Erdogan schuld, dass Menschen an der Grenze zu



Polen sterben?

Die meisten deutschen bürgerlichen Medien sind sich in der Frage einig.
Zeitonline, die sich in der

Medienlandschaft neben BILD und Welt doch eher links befinden, schreibt:
„Polen wird angegriffen. Daran besteht kein Zweifel. Es ist auch klar, wer der
Angreifer ist: Alexander Lukaschenko“ und sie fordern volle Solidarität für
Polen bei  der „Verteidigung der EU“.  Diesen Forderungen,  die auch auf
jedem AfD-Plakat stehen könnten, müssen wir auf jeden Fall  entschieden
entgegentreten.

Die Rolle Lukaschenkos

Um ein  besseres  Bild  von  der  Situation  zu  bekommen,  müssen  wir  uns
zunächst  mit  der  Lage in  Belarus  auseinandersetzen.  Wir  hatten  bereits
davon gesprochen, dass der Präsident Lukaschenko im letzten Jahr massiv in
die Wahlen eingegriffen hat. Westliche Medien betiteln ihn, unter anderem
deshalb, als den „letzten Diktator der EU“. Sehen wir das auch so?

Auf  jeden Fall  ist  das Regime in  Belarus ein sehr autoritäres.  Trotzdem
würden wir nicht von einer

„Diktatur“ sprechen. Leo Trotzki prägte für solche Regime den Begriff des
„Bonapart ismus“ .  Der  Begr i f f  beschre ibt ,  dass  wenn  s ich
Arbeiter_Innenklasse  und  Kapitalist_Innen  in  Klassenkämpfen  so  sehr
aufgerieben  haben,  dass  weder  die  eine  noch  die  andere  die  Macht
übernehmen kann, ein_e Herrscher_in an die Macht kommen kann, der_die
diesen Klassenkampf befriedet, eine gewisse Beliebtheit in allen Schichten
hat und verbindend über ihnen steht – ein Bonaparte.

In Belarus ist der Ursprung dieses Regimes im Zerfall der UdSSR und die
Unabhängigkeit  1991  zu  finden.  Als  einziger  Staat  unter  denen  der
ehemaligen  UdSSR und  des  Ostblocks  hat  sich  Belarus  bisher  der  neo-
liberalen Schocktherapie entzogen, die die bürokratischen Planwirtschaften
zerstörte und zig Millionen Menschen in bittere Armut stürzte.



Stattdessen hat sich die Kaste der ehemaligen sowjetischen Bürokrat_innen –
Lukaschenko  selbst  ist  ehemaliger  Leiter  einer  Kolchose  –  in  nationale
Verwalter_innen  staatlicher  kapitalistischer  Unternehmen verwandelt  und
erfolgreich die Macht an der Spitze einer immer zu einem großen

Teil staatseigenen Wirtschaft konsolidiert.

Wir unterstützen dabei Bewegungen, die sich gegen das autoritäre Regime
richten und für demokratische Forderungen einstehen. Gleichzeitig müssen
wir aber auch verhindern, dass sich das Land imperialistischen Interessen
durch die EU, USA oder auch Russland unterordnet.

Auch in der aktuellen Situation muss klar gesagt werden, dass das Vorgehen
Lukaschenkos,  Menschen bewusst  in  diese  Situation  zu  bringen,  klar  zu
kritisieren ist.  Denn klar  ist,  dass er  das nicht  macht,  um Menschen zu
helfen, sondern um seine eigenen Machtinteressen durchzusetzen. Er nutzt
also wirklich die Geflüchteten als „hybride Waffe“,  wie es die westlichen
Medien ihm vorwerfen.

Bleiben allerdings die Fragen:
Warum stellen 4000 Hilfe suchende Menschen für die EU eine „Waffe“ da?
Und wie können wir dagegen kämpfen?

Die Lage der Flüchtenden

Die Menschen, die da an der Grenze zu Polen sind, sind nicht „die Armee von
Belarus“, wie es in den bürgerlichen Medien suggeriert wird. Nur weil sie
Unterstützung bei ihrer Flucht bekommen haben, heißt das nicht, dass sie
keinen wirklichen Grund haben, ihre Heimat zu verlassen. Unter den

Geflüchteten befinden sich besonders viele Kurd_innen und Jesid_innen. In
den kurdischen

Gebieten kommt es immer wieder zu militärischen Auseinandersetzungen. In
Nordsyrien gab es seit 2016 drei militärische Interventionen gegen die YPG
durch die Türkei und aktuell droht Erdogan mit der Nächsten. Im Nordirak
greift die Türkei aktuell Stellungen der PKK an, wobei sie wahrscheinlich



auch Giftgas eingesetzt  hat.  Dazu kommt eine Wirtschaftskrise,  verstärkt
durch die Corona-Pandemie.

Ein  anderer  großer  Teil  der  Flüchtenden  kommt  aus  Afghanistan.  Zur
Situation in Afghanistan, auch speziell zur Flucht, haben wir bereits eigene
Artikel geschrieben.

Die Rolle der EU

Es ist also kein Wunder, dass Menschen sich Hoffnung machen in einem
imperialistischen  Staat  wie  Deutschland  ein  neues  Leben  anfangen  zu
können, weil hier oftmals die Lebensbedingungen in jeglicher Hinsicht besser
erscheinen.

Doch  wie  die  Situation  in  Polen  und  die  Reaktionen  aus  Brüssel  und
Deutschland zeigen, hat niemand der Entscheidungsträger_innen in der EU
ein Interesse daran, den Menschen auf der Flucht zu helfen. Ihr Interesse
besteht darin, sich auf der imperialistischen Weltbühne durchzusetzen. Das
heißt  jetzt  die  Festung  Europa  aufrechtzuhalten  und  sich  nicht  von
Lukaschenko „einschüchtern zu lassen“. Dabei scheut sie auch nicht zurück
internationales Menschenrecht zu brechen, denn danach hat jeder Mensch
das Recht Asyl zu beantragen. Um das zu umgehen und die Pushbacks an den
Grenzen zu legalisieren, hatte Polen extra ihre Gesetze geändert. Trotzdem
bleibt es internationales Recht was hier gebrochen wird. Auch die EU nutzt
also  die  Menschen  in  Not  um  ihr  politisches  Interesse,  Druck  auf
Lukaschenko  auszuüben,  durchzusetzen.

Wie können wir dagegen Kämpfen?

Die Situation der Menschen an und in den Grenzen Europas ist verheerend
und es ist richtig und wichtig, dass es Demonstrationen dagegen und für die
Aufnahme aller  flüchtender  Menschen gibt.  Dabei  ist  die  Forderung der
Staatsbürger_innenrechte für  alle  wichtig,  denn der Kapitalismus hat  ein
Interesse daran, dass dieses willkürlich gewählte System zur Unterscheidung
zwischen  Staatsbürger_innen  und  Nicht-Staatsbürger_innen
aufrechtzuerhalten, um damit den nationalen Binnenmarkt und damit den
Nationalstaat zu schützen. Jeder Mensch sollte das Recht haben, aus welchen



Gründen auch immer dieser fliehen sollte, sei es vor Krieg, Verelendung,
Armut, Hunger, Klimakatastrophen oder politischer Verfolgung, dort zu leben
und  zu  wohnen,  wo  er  möchte  und  gleichzeitig  die  gleichen  Rechte  zu
besitzen!  Wir  dürfen  uns  im  Kampf  gegen  dieses  Schachspiel  der
imperialistischen Staaten, deren Interesse eher darin liegt, Lukaschenko und
seine  russischen  Partner  mattzusetzen,  nicht  darauf  einlassen  und
Hoffnungen in die EU oder in die Nationalstaaten setzen. Wir müssen als
Arbeiter_innenklasse, egal ob in Polen, Lettland oder Deutschland auf die
Seite der Menschen stellen, die sich im Niemandsland befinden.

Öffnung der Grenzen, Nieder mit Frontex und Co.
Nicht nur Bleiberecht für alle, sondern Staatsbürger_Innenrechte für
alle dort, wo sie leben wollen!
Für eine Arbeiter_innen und Jugendbewegung die diese Forderungen
erkämpft!

Die Rolle des Imperialismus

Letztlich  müssen  wir  uns  aber,  um  die  oben  aufgestellten  Fragen
beantworten zu können, unser gesamtes Gesellschaftssystem anschauen. Das
kann an dieser Stelle nur angerissen werden mit dem Verweis auf andere
Artikel oder unser Programm, wo wir uns mit einem ganzen Kapitel dem
Imperialismus gewidmet haben.

Nahezu  jeder  Fleck  Erde  ist  inzwischen  der  kapitalistischen
Verwertungslogik  unterworfen.  Es  wird  über  die  ganze  Welt  Handel
betrieben,  es  existiert  also  ein  Weltmarkt.  Trotzdem  brauchen  die
internationalen Unternehmen einen nationalen Binnenmarkt und damit einen
Nationalstaat.  Der  Kapitalismus hat  also  ein  Interesse,  dieses  willkürlich
gewählte  System  zur  Unterscheidung  zwischen  Staatsbürger_innen  und
Nicht-Staatsbürger_innen  aufrecht  zu  halten.

Die Regierungen der Nationen können es also nicht einfach so zulassen, dass
Menschen den Ort, an dem sie leben wollen, selbst aussuchen. Dazu kommt,
dass die einzelnen Nationen nicht gleichgestellt auf dem Weltmarkt agieren.
In der Entwicklung des Kapitalismus haben sich „imperialistische Staaten“,
wie die USA oder auch Deutschland herausgebildet, die eine viel größere



Wirtschaftsmacht haben, als es zum Beispiel Länder auf dem afrikanischen
Kontinent  haben.  Die  anderen  Staaten  stehen  dabei  in  einer  enormen
Abhängigkeit zu den imperialistischen Staaten. Früher zeigte sich dies sehr
direkt  im  Kolonialismus,  heute  wird  die  Macht  eher  indirekt  durch
wirtschaftliche  Zwänge  ausgeübt,  weshalb  wir  auch  von  „Halb-Kolonien“
sprechen.  Dies  führte  zu  einer  weltweiten  Arbeitsteilung,  in  der  Halb-
Kolonien grob gesagt die „Drecksarbeit“ für geringen Lohn machen, während
die  Unternehmen  in  den  imperialistischen  Zentren  durch  diese
Überausbeutung in der Lage sind, kleiner Zugeständnisse an die heimische
Arbeiter_innenklasse zu machen.

Dies ist auch der Keim des modernen Rassismus, da sich die Menschen in
den imperialistischen Zentren, durch den ständigen Konkurrenzkampf aber
auch  durch  Krisen  im  Kapitalismus,  in  ihrem  „stabilen  Leben“  bedroht
fühlen. Die Schuld dafür wird nicht im Wesen des Kapitalismus, sondern in
der Bedrohung durch Einwanderung gefunden. Genau das wirkt aktuell auch
bei der Frage, warum sich die Menschen in Deutschland nicht massenhaft für
die Aufnahme der Geflüchteten einsetzen.

Dazu  kommt,  dass  die  „imperialistischen  Länder“  kein  gemeinsames
Interesse haben, sondern ständig in Konkurrenz stehen ihre wirtschaftliche
Macht  gegen  andere  auszuweiten  oder  zu  verteidigen.  Oder  neue,
wirtschaftlich  aufstrebende,  Nationen  probieren  sich  gegen  die

„etablierten“ Imperialist_innen zu behaupten.

Das führt immer wieder zu Kriegen, was zur Flucht von Menschen aus diesen
Regionen  führt.  Auch  andere  Fluchtursachen,  wie  Hunger  und  der
Klimawandel hängen eng damit zusammen. Dementsprechend muss es unser
Ziel, das imperialistische Weltsystem und die Ungerechtigkeit als Ganzes zu
überwinden, um all diese Probleme zu lösen!



Diktator  Putin?  Gegenmacht
zum Imperialismus? Eine kleine
Analyse zu Russland annlässlich
der Duma-Wahl
von Lars Keller und Felix Ruga

Nicht nur die BRD hat gewählt. Eine Woche vor der Bundestagswahl fand in
Russland die Duma-Wahl  statt.  Nicht  mitbekommen? Wirf‘  mit  uns einen
Blick nach Moskau.

Duma-Wahl? Was ist das?

Die Duma ist das russische Parlament und wird direkt vom russischen Volk
für  4 Jahre gewählt.  Sie  besteht  aus 450 Abgeordneten und hat  diverse
Aufgaben,  vor  allem  jedoch  die  Verabschiedung  von  Gesetzen.  Die
eigentliche Gewalt geht jedoch von dem_der Präsident_In aus. Diese_r wird
bei  der  Duma-Wahl  nicht  gewählt,  sondern  davon unabhängig  und zwar
direkt, was eine hohe Legitimität zu Macht verleiht. Präsident ist momentan
Putin. Dieser hat bei praktisch allen Fragen und Personalwahlen sowohl das
Veto- als auch das Vorschlagsrecht und zwar in Legislative, Exekutive und
Judikative. Andere Institutionen wie die Duma haben eher eine beratende,
kontrollierende oder bestätigende Rolle und nutzen diese in der Praxis nie
gegen Putin aus.
Bei den Duma-Wahlen hat Putins Partei „Geeintes Russland“ gewonnen. Sie
konnte 49,8 % der Stimmen auf sich versammeln, bekommt jedoch aufgrund
des undemokratischen Wahlrechts mit Direktmandaten 72% der Sitze, was
für  sie  die  Allein-Regierung inklusive  Verfassungsänderungen ermöglicht.
Man kann sie sehr gut mit der CDU in Deutschland vergleichen: Ein klar
bürgerlicher,  eher  konservativer  Zusammenschluss  verschiedener
Strömungen, die sich vor allem durch die eigene Regierungsmacht definiert
und zusammenhält.
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Zweiter wurde die Kommunistische Partei der Russischen Föderation (KPRF)
mit 18,9% der Stimmen oder 12,7% der Sitze. Diese hat aber nicht so viel mit
Kommunismus zu tun, sondern verfolgt aufgrund des stalinistischen Erbes
letzten  Endes  keine  revolutionäre  Praxis,  sondern  eine  eher  rechte
sozialdemokratische  mit  marxistischer  Rhetorik.
Soweit, so trocken.

Ist die Wahl nicht manipuliert?

Ja. Beobachter_Innen meldeten über 4500 Fälle von möglichem Wahlbetrug,
aber wahrscheinlich gab es noch mehr Fälle. Außerdem wurde zum Beispiel
die Partei von Nawalny, einem Gegner Putins, von Anfang an von der Wahl
ausgeschlossen,  wie  das  auch  andere  Parteien  betraf.  Oppositionelle
Menschen werden massiv vom russischen Staat verfolgt und unterdrückt, wie
auch  LGBTIA-Aktivist_Innen,  Feminist_Innen  oder  Antirassist_Innen,  was
auch  die  Wahl  stark  beeinflusst.
Andererseits dürfen wir nicht vergessen, dass Putins Partei immer noch eine
einigermaßen große Beliebtheit in der Bevölkerung hat. Umfragen vor der
Wahl gingen von 30 % aus – im Vergleich zu vergangenen Wahlen trotzdem
ein Verlust, der dann selbst in der manipulierten Wahl auffiel.
Außerdem  werden  bei  den  Wahlen  noch  ganz  legale  Manipulationen
verwendet. Ein Beispiel dafür sind sogenannte „Spoiler-Parteien“: Parteien,
die zwar wie eine Opposition wirken, aber eigentlich regierungstreue Politik
machen. Diese werden gezielt gegründet, um Oppositionen zu spalten und
lahmzulegen. Beispiel ist die Partei „Neue Leute“, die sich liberal gibt und
damit Anhänger_Innen von Nawalny abgreift.
Ein anderes Beispiel ist  das ungerechte Wahlsystem: Die eine Hälfte der
Sitze  wird  per  Verhältniswahlrecht  bestimmt,  die  andere  Hälfte  per
Direktmandate  für  einzelne  Regionen.  Dabei  gibt  es  anders  als  in
Deutschland keine Ausgleichsmandate, sodass die stärkste Partei noch weiter
gestärkt  wird.  Damit  konnte die Regierung von „geeintes Russland“ ihre
Übermacht verewigen.

Klare Sache: Dort ist Diktatur, oder?

Das  System  ist  von  Putin  zweifellos  ein  sehr  autoritäres,  aber  eine



Führerdiktatur, in der er einfach nur macht, was er will, ist Russland nicht.
Innerhalb der letzten Jahre bröckelt nämlich das System Putin zunehmend:
Seine Zustimmung bleibt überwältigend, aber sie sinkt.  Die Autorität des
Staates bleibt vorhanden, aber Unzufriedene bilden immer mehr Widerstand.
Russland bleibt eine geopolitische Macht, die militärische Konkurrenz und
auf  dem  Weltmarkt  wächst.  Um  nun  dieses  zerbrechliche  System
beisammenzuhalten, braucht Putin die Duma. Zum einen um mit scheinbar
demokratischen Prozessen Kritiker_Innen zu befriedigen, zum anderen um
Opposition  auf  die  Wahl  in  die  Duma  zu  kanalisieren  statt  schwer
kontrollierbare  Massenaktionen  wie  Demonstrationen  oder  Streiks  zu
provozieren.  Das  sind  aber  definitiv  Zugeständnisse  an  eben  diese
Opposition, die diese zur Kontrolle, zumindest jedoch als Bühne nutzen kann.
Wir  würden  die  politische  Rolle  Putins  dementsprechend  noch  nicht  als
„Diktator“ bezeichnen, sondern eher als „Bonaparte“.

Bona-wer? Der war doch Franzose?!

Das stimmt, wobei „Bonapartismus“ ist, nicht nach dem Napoleon, den wir
aus der Schule kennen benannt,  sondern nach Napoleon III.  Der Begriff
beschreibt,  dass  wenn  sich  Arbeiter_Innenklasse  und  Kapitalist_Innen  in
Klassenkämpfen so sehr aufgerieben haben, dass weder die eine noch die
andere  die  Macht  übernehmen  kann,  ein_e  Herrscher_In  an  die  Macht
kommen  kann,  der_die  diesen  Klassenkampf  befriedet,  eine  gewisse
Beliebtheit in allen Schichten hat und verbindend über ihnen steht – ein
Bonaparte. Aber der Schein trügt: Eigentlich sorgt der Bonaparte dafür, dass
der  Kapitalismus  weiterläuft.  Er  richtet  sich  zwar  gegen  einige
Kapitalist_Innen (Putin zwang die Oligarch_Innen Steuern zu zahlen) und gibt
auch  der  Arbeiter_Innenklasse  etwas  ab  vom Kuchen  (Putin  sorgte  zum
Beispiel für höhere Renten),  aber er macht das am Ende nur, damit der
Kapitalismus weiter einen funktionierenden Rahmen hat und die Macht der
Kapitalist_Innen  stabilisiert  wird.  Diese  Stabilisierung  und  Befriedung
bedeutet  am Schluss  vor  allem auch enorme Staatsgewalt.  Es  gibt  zwar
Zuckerbrote  wie  bessere  Renten  oder  durch  den  Staat  gerettete
Arbeitsplätze  –  für  alle  darüber  hinaus  gehenden  Bedürfnisse  der
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  gibt‘s  die  Peitsche.



Nun  könnte  man  sagen,  dass  es  in  Russland  doch  nie  derartige
Klassenkämpfe gab, dass wir sagen könnten: Deswegen gibt es den Putin-
Bonaparte. Tja, aber als Putin an die Macht kam, hätte Russland leicht in
diese Klassenkämpfe geraten können. Denn der Weg von der bürokratisch-
planwirtschaftlichen Sowjetunion zum kapitalistischen Russland bedeutete
eine  krasse  soziale  Verschlechterung  für  Millionen,  während  einzelne
Oligarch_Innen quasi über Nacht und mit viel Lug und Trug reich wurden.
Dies  hat  jedoch  auch  innerhalb  der  Kapitalist_Innenklasse  für  Kämpfe
gesorgt. Die fieberhafte Ausverkauf der Sowjetwirtschaft hat eine Situation
hervorgerufen, in der sich innerhalb des Kapitals kein Bewusstsein dafür
gebildet  hat,  dass  es  eine  große  Aufgabe  darstellt,  sich  in  der
imperialistischen  Welt  zu  behaupten  und  dass  man  dafür  auch  auf  die
eigenen egoistischen, kurzfristigen Vorteile verzichten muss. Putin war in
dem  Sinn  notwendig  für  den  russischen  Kapitalismus,  dass  er  die
Oligarch_Innen  disziplinierte  und  einen  Aufstand  der  Armen  und
Arbeiter_Innen abwendete. Er ist damit ein Bonaparte, und als solcher hat er
den Aufstieg des russischen Imperialismus erst ermöglicht.

Moment, was war das? Russland ist eine imperialistische Macht?

Viele Linke verstehen Russland nicht als imperialistisch, manche sehen in
Moskau sogar einen Ausgleich zu den Westmächten USA und EU. Das teilen
wir nicht.
Russland  ist  sicher  ein  wirtschaftlich  schwaches  Land,  unter  den
Imperialist_Innen eines der schwächsten und genau deshalb ist es auch so
abhängig von einem autoritären System wie den Putinismus. Dank ihm und
der enormen militärischen Stärke konnte der russische Imperialismus in den
letzten 30 Jahren aufsteigen. In Syrien sehen wir das besonders stark, wo die
Assad-Diktatur  vor  allem  durch  die  russische  Unterstützung  den
Bürger_Innenkrieg gewinnen konnte. Es gibt auf der Welt keine größeren
politischen Ereignisse, ohne dass Russland mit seinen eigenen Interessen
darin mitwirken kann. Für uns heißt „imperialistisch“ nicht bloß das Abhaken
von „Lenins Fünf Merkmalen“ oder der Hegemon in der Welt zu sein. Es
heißt, dass dieser kapitalistische Staat die Möglichkeit hat, in der Geopolitik
eigenständig zu agieren,  Einflusssphären zu behaupten und auszubeuten.



Das  ist  die  etwas  knappe  Begründung,  warum  wir  Russland  als
imperialistisch verstehen und wir es deswegen auch nicht als „Alternative
zum  Westen“  verstehen.  In  einer  Auseinandersetzung  zwischen  Berlin,
Washington,  Moskau  und  Peking  unterstützen  wir  keine  dieser  Mächte.

Und was kann jetzt die deutsche Linke tun?

Minimum ist auf jeden Fall, eine klare und kritische Analyse davon zu haben,
was das politische System in Russland ist und welche Rolle es in der Welt
einnimmt. Es ist zwar ein unterstützenswertes antimilitaristisches Bestreben,
das Säbelrasseln gegen Russland zu beenden, wozu vor allem die Linkspartei
und die DKP Politik machen. Aber das heißt nicht, dass wir uns in Kritik
zurückhalten oder gar auf die Seite des russischen Imperialismus stellen.
Internationale  Solidarität  ist  hingegen  klar  mit  proletarischen  und
demokratischen Bewegungen innerhalb Russlands. Es wird mit dem Ende
Putins  und  den  wachsenden  Rissen  in  seinem System immer  wichtiger,
darauf ein Auge zu haben. Diese sollten möglichst unterstützt werden und die
Perspektive aufgemacht werden: Das Problem ist das imperialistische System
als Ganzes und dementsprechend stehen wir auf der gleichen Seite, wenn wir
gegen Angriffe  des  deutschen,  des  us-amerikanischen oder  nun mal  des
russischen Staates und für eine friedliche und solidarische Welt kämpfen!

Squid  Game  und  Generalstreik
in Südkorea
Jetzt  fragt  ihr  euch  sicher,  was  das  eine  mit  dem anderen  zu  tun  hat.
Immerhin ist die neue populäre Netflix-Serie Squid Game ja eine Serie über
456  Personen,  die  um  ein  hohes  Preisgeld  zu  gewinnen  an  tödlichen
Kinderspielen teilnehmen. Was hat das also mit Streiks in dem Land, in dem
die Serie spielt, zu tun?

https://onesolutionrevolution.de/squid-game-und-generalstreik-in-suedkorea/
https://onesolutionrevolution.de/squid-game-und-generalstreik-in-suedkorea/


Die Serie und ihre Auswirkungen

In der Serie werden nicht irgendwelche Menschen dargestellt. Es handelt
sich  um  bei  Immobilienhaien  hoch  verschuldete,  illegale  (Arbeits-
)migrant_Innen,  Arbeiter_Innen,  die  sich  mit  Teilzeitjobs  durchschlagen
müssen,  Menschen  die  ihre  Familien  nicht  ernähren  können,  u.s.w.  Die
ganzen  sozialen  Missstände  des  Kapitalismus  werden  sehr  deutlich
dargestellt.  Außerdem  wird  in  einer  Folge  auch  das  Trauma  des
Hauptdarstellers an einen blutigen Arbeitskampf in einer Auto-Fabrik, in der
er  Jahrzehnte  arbeitete,  bevor  er  und  seine  Kollegen  einfach  entlassen
wurden, thematisiert. Bei anderen Charakteren wird aber auch erzwungene
Kriminalität und Prostitution angesprochen. Letzten Endes zeigt diese Serie
auf, dass man als einfache/r Arbeiter/in in diesem System gefangen ist, und
sogar um sein eigenes Leben spielen muss, nur um sich durch kämpfen zu
können. Da die Serie im Gegensatz zu vielen anderen koreanischen Serien
über  solche  Themen international  sehr  bekannt  geworden  ist,  und  viele
Menschen sie gesehen haben, konnte sie etwas in den Köpfen von ihnen
auslösen. Beispielsweise der von der Polizei blutig zusammen geschlagene
Automobilstreik hatte so 2009 tatsächlich stattgefunden,  dabei  sind auch
einige  Arbeiter_Innen  gestorben  und  tausende  verloren  ihren  Job.  Die
ehemaligen Angestellten spüren zurecht nun ihre Wut und ihren Frust wieder
aufflammen. Aber nicht nur sie. In Folge der Serie kam es zu Massenstreiks
in ganz Südkorea, vor allem in der Hauptstadt Seoul, wo sich die Streikenden
als Charaktere von Squid Game verkleideten. Zu dem Streik, der in rund 13
Städten stattfand, rief der koreanische Gewerkschaftsbund auf, der etwa 80
000 Mitglieder hat. Der Streik ging einen Tag und 550 000 Menschen legten
die  Arbeit  nieder,  sogar  Schulen  wurden  geschlossen,  weil  sich  auch
Kantinen-Mitarbeiter_Innen anschlossen. Die Hauptforderung war vor allem
Arbeitsplatzsicherheit und Kündigungsschutz, da in Südkorea mehr als 40
Prozent  aller  Arbeiter_Innen  „irreguläre  Arbeiter_Innen“  sind.  Weitere
wichtige  Forderungen  des  Generalstreiks  waren  höhere  Löhne  und  die
Anhebung des Mindestlohnes, also ganz einfache Forderung nach besseren
Arbeitsbedingungen.

Südkorea im Kapitalismus



Südkorea ist ein Land, was wir als Halbkolonie bezeichnen würden. Nachdem
Kolonialismus kam es in Korea zum Koreakrieg. Ein Krieg der mit der Teilung
des Landes in das stalinistische Nordkorea und das kapitalistische Südkorea
endete.  Dieser  Krieg  ist  bis  heute  nicht  geklärt,  es  gab  nie  einen
Friedensvertrag, sondern bisher nur einen Waffenstillstand. Während dessen
entwickelte  sich  Südkorea in  vollkommener  wirtschaftlicher  Abhängigkeit
von  den  imperialistischen  USA,  die  dort  schon  den  Krieg  für  den
Kapitalismus mitgeführt hatten. Südkorea war lange verschuldet beim IWF,
hatte dies jedoch irgendwann abgezahlt, unter anderem durch Kürzungen bei
den Sozialausgaben. Trotz dessen, dass sie ein ziemlich großes BIP haben
(für ein halbkoloniales Land), und sie auch eigene Märkte bedienen, ist der
Reichtum sehr ungleich verteilt

Als  halbkoloniales  Land  hat  Südkorea  deutl ich  schlechtere
Arbeitsbedingungen als imperialistische Staaten. 44,6 Stunden Wochen, über
40 Prozent irreguläre Beschäftigung, viele Menschen mit Teilzeitjobs, u.s.w.
Außerdem  gibt  es  eine  extrem  hohe  Altersarmut,  und  gerade  in  den
Krisenjahren seit 2008/09 sind die Menschen unterhalb der Armutsgrenze
und  Verschuldung  immer  mehr  geworden.  Der  Mindestlohn  beträgt
umgerechnet etwa 6 Euro. So leiden viele Arbeiter_Innen sehr unter diesem
System. Aber auch die Jugend Südkoreas leidet darunter. Eltern arbeiten in
mehreren Teilzeitjobs oder Vollzeitwochen, und haben keine Zeit für sie. In
südkoreanischen Schulen gibt es enormen Leistungsdruck, und teilweisen
militärische  Disziplin  und  Unterordnung.  Auch  Frauen  leiden  unter  der
Doppelbelastung von Job und Haushalt umso mehr. Außerdem bekommen
viele Frauen eine so niedrige Rente,  dass sie sich im Alter prostituieren
müssen,  und  das  sind  keine  Einzelfälle.  Migrantische  Leiharbeiter_Innen
oder  Geflüchtete  aus  Nordkorea,  die  auch  in  Squid  Game  thematisiert
werden,  arbeiten  oft  schwarz,  bekommen  ihr  Geld  nicht,  haben  keinen
rechtlichen Schutz und rutschen so letztendlich in die Kriminalität. So ist es
ziemlich verständlich, dass sich so viele Menschen den Streiks und Protesten
anschlossen.

Coronaschutz und Repression

In Südkorea gibt es momentan eine sehr strenge Coronapolitik. Im Großraum



Seoul sind daher momentan eigentlich alle Versammlungen verboten. So rief
der  Präsident  den  Gewerkschaftsverbund  auch  dazu  auf  keine
Demonstrationen in Seoul durch zu führen. Trotz des Verbots streikten allein
in Seoul 27 000 Menschen, natürlich unter strengen Hygieneregeln. Dies war
auch notwendig, damit die Streiks die Aufmerksamkeit bekommen, die sie
verdienen.  Auch  nicht  in  einer  Pandemie  sollten  Versammlungsrechte
aufgehoben werden. Aber bei der Masse an Streikenden ist eigentlich klar,
dass  es  nicht  nur  um Infektionsschutz  geht,  sondern  auch  darum ihren
Protest zu kriminalisieren.

Was muss in Zukunft getan werden?

Wie können die Streiks siegen? Natürlich reicht es nicht, wie gerade, nur
einen Tag zu streiken. Der Streik muss solange fortgeführt werden, bis alle
Forderungen nach der Verbesserung der Lage der Arbeiter_Innen umgesetzt
wurden. Aber auch das reicht noch nicht aus. Viele erkennen zu Recht das
Problem dahinter im Kapitalismus. Aber man sollte keine Illusionen in die
Reformierbarkeit  dessen  haben.  Die  Niederschlagung  des  Streiks  in  der
Automobilfabrik zeigt das nur zu gut. Der Kapitalismus muss letztendlich als
System überwunden werden, wenn man wirklich Verbesserungen erkämpfen
will,  denn  es  sind  die  Funktionsweisen  des  Kapitalismus  die  all  diese
Probleme, wie die hohe Verschuldung und Armut, immer wieder erzeugen.
Da Kapitalismus darauf beruht, dass einige wenige besitzend sind, und die
Masse an Menschen und ihre Arbeitskraft ausbeuten müssen, um sich gegen
die  Konkurrenz  zu  halten.  Das  passiert  auch  international,  weshalb
imperialistische Konzerne z.B. in den USA oder Deutschland Menschen in
Halbkolonien, wie Südkorea, noch extremer ausbeuten. Das erklärt auch die
schlechten Arbeitsbedingungen und Sozialsysteme in Südkorea und anderen
Ländern.  Daher  kann  man  im  Kapitalismus  keine  größeren  Reformen
erwarten.

Deswegen fordern wir:

Weiterführung  des  Generalstreiks  um  wirtschaftlichen  Druck
auszuüben, und Verbesserungen zu erkämpfen
Langfristig eine Revolution gegen den südkoreanischen Kapitalismus,



und den internationalen Kapitalismus
Einrichtungen von Streikkommitees mit eigenen Streikkassen, um die
Streiks  weiter  zu  koordinieren,  sollte  der  Gewerkschaftsverbund
einen Rückzieher machen
Aufbau von organisierter Selbstverteidigung auf der Straße, wenn es
zu Repressionen durch Polizei und Militär kommen sollte


